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Stenographischer Bericht 


über die am Mittwoch, den 25. April 1928 in der Aula der 
Oberrealschule zu Saarbrücken stattgefundene Dı1tzung des 
Tandesrates des Saargebietes. 


DER Vorsitzende, Oberregierungsrat Kossmann, eröffnet 
un 9 Uhr 30 Mimmten vormittags die »itzung, 


Seitens der Regierungskommission sind anwesend: 


vertretende Direktor der Abteilung für Sozialversicherung, 
Herr de Peyerimhoff und Regierungsrat l\kyer. 


Die Feststellung der Anwesenheitsliste ergibt die äm- 
vesenheit von 23 Mitgliedern. 


Fntschuldigt fehlen die Mitglieder: 
Angel (ZP - St.Wendel, Fuchs (L.V.) - Ottmeiner, Helfgen (Y.P.)- 


ndweiler, Kiefer 2) - Saarbrücken, Petri _(S. - Neunkir- 
chen, Dr.zöchlirg, (L.V.) - Völklingen (Z) Homburg. 


Staatskommissar, Verwaltungsdirektor Dr,%.A.Liesch, der stell- 
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Begutächtung der Verordnungsentwürfe betreffend: 


1. Einführung des Gesetzes über Aenderung der R.V.O. 
vom 21.Juli 1922 IR. 6.21.8654) 


Ze een des Gesetzes über Aenderung des Versiche- 
rungsgesetzes für Ängestellte und der Reichsversiche- 
ng von I0.Nononber 1922 R.G%. R.Nr.76/1922° 


3. Die gesetzliche Währung im Saargebiet. 


" PwZ 


4. Umstellung der Sozialversicherung in Franken. 


Vorsitzender; Jch schlage vor, daß wir die Funkte 1,.2 und & 
zusammenziehen und hierüber die Generaldebütte eröffnen. 
nkt 3 würde dann am Schlusse erledigt werden, 


© 


Des Wort hierzu hat der Berichterstatter Herr Kratz! 


Kratz (Z.): Meine Dumen und Herren! Die 3 Sesetzyorlagen, die 


uns heute beschäftigen, sind für die gesante Sasrbevölkerung, | 
für Arbeitgeber und Arbeitnehmer von größter Bedeutung, Sie | 
bringen eine “in:y 1.4ta ed Umgestaltung aller Zweige der I | 
zislversicherung. Die zwei ersten | 
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ersten Vorl: un „uf Grund von Nurrunx’cn in der sozi: Leu Gv- 
sctz”cbu.:" dcs Neichs,cıs immer .1s Vorbile in der sozi:..lun 
Gesetzrebui:? Acdient hit und noch dienen muss. Die dritte :uf 
Grund des immer mehr um sich rcifenden Frinkenunlaufs."ı.s 
die. Übern. hme der neuen und der vreitere Ausbau der s0Zi..1po- 
litischen Gesetzzebun; «nbetrifft,werden wir immer die Nost- 
"äuger der Ab cHBSOne VERe DUnG bleiben müssen und jede «.ndere 
rientierung würde Tückschritt unst«.tt Fortschritt bedeuten. 
"enh «uch münches Ixı.l zum Nuchteil der Versicherten sehr \:nse 
Zeit gebr:uüucht vwurde,bis neue Gesetze und Verordnungen im Suür- 
gebiet übernommen wurden,so muss doch anerkannt werden, duss 
die Abteilung Sozialversicherung der Regierungsskommission be- 
müht wir,den weiteren Ausbau der Sozialversicherung der Sear- 
bevölkerung zugute kommen zu lassen.Die urbeitnehmende Bevöl- 
kerung vwürde es ebenso freudig ee wenn die Regierungs- 
kommission beschliessen würde,such in arbeitsrechtlicher Be- 
ziehung die neuen Gesetze des Deutschen Reiches als !ntrürfe 
dem Lundesraät zur Begutacht vorzüulegen.leider haben wir 
«uf diesem Gebiete unter dem Hegime des Völkerbundes statt 
Tortschritte nur Rückschritte zu verzeichnen. 


Der Präsident der Regierungskomnmission glaubt Veran- 
lessung zu haben,in einem Schreiben des Arbeitstempo und den 
/rbeitseifer der Xommission nenbngen zu müssen. Diesem Vorge- 
hen entbehrt jede sachliche Berechnung. ‘enn die Vorlage ein 
helbes Jahr und länger bei der Regierungskommission lag,die 
Hilfsmittel und Unterlegen zur !Iand hat,dann kann der Xommis- 
sion,die sich nur neben ihrem Beruf mit der »ache befasst und 
die nötigen Unterlagen nur mühsam beschaffen kann und sich dann 
in mehreren hundert P:ragraphen umfassenden Gesetze,von denen 
ae vollständige und zusammenhängende Text fehlt,nach der. 

weckmässigkeit und Bedeutung der einzelnen Bestimmungen orien- 
tieren soll,nicht zugemutet werden,dass sie die krledugung 
dieser arbeit und eingehende "”rüfung in einigen wog erledi- 
en kann.Zu dem hatte die Xommission nach ihrer Auffassung 

ie ee Aa Versäumnis der sozialversicherung näch- 
zuholen,nämlich die interessierten wirtschaftlichen Verbände 
und die Vertreter sozialer Kässeneinrichtungen zu hören. 


( Zuruf: Sehr richtig !! 


Is hätte keiner l’ahnung des "räsidenten bedurft.Lie Äbgeordne- 
ten haben ihre Pflicht und »chuldigkeit getan ‚ohne die lıh- 
nung des "’räsidenten. E k 
Zur ersten Verordnung, !inführung des Gesetzes über An- 
derung der Neichsversicherungsordnung vom 21. Juli 1922, ver- 


weise ich auf vorliegenden Kommissionsbericht.i;s ist ein klei-. 


ner Irrtum darin enthalten bezügl.der rückwirkenden Xraft..s 
soll heissen,das Gesetz -- soll mit derselben Zeit in Kraft 
treten,wie im Reich.Das ıst teilweise schon ein früheres latum 
als der 21. Juli 1922. 


Die Kommission erstattet auf Grund ihrer Beratungen 
vom 17.3. ‚20.8. , 22.3. und 19.4 1923 nachstehenden Jericht: 


1) Zur Verordnung betr.Einführung des Gesetzes über 
Anderungen der R.V.O.vom 21.Juli 1922 (GBL.3.654). 
In der Tiniei tung wird hinter 3 19 eingeschaltet:" und 3 23 " 
sodass der »atz lautet: ' 


Auf_ Grund der_$ 19 und 23 der änlage zum Abschnitt IV 
Teil III des Friedensvertrages von Versailles usir. ' 
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Gegen die hur aus zwei Paragraphen bestehende Verordnung werden 
keine Einwendungen erhoben und herrschte in der Kommission Über- 
einstimmung,dass das Gesetz mit rückwirkender Karft eingeführt 
wird,also ab 21.Juli 1922.Ausser der durch die Abtrennung des 
Saargebietes und die Errichtung eines eigenen Landesversiche- 
rungsamtes notwendig gewordenen Änderungen in der Bezeichnung 
von Behörden und Organen bezweckt der Lntiurf die im Reich an 
21.Juli 1922 in Kraft_getretenen Bestimmungen zu übernehnen, 
die zur Behebung von Zweifeln und zur IE SBLSOUEE dee Ge- 
schäftsganges dienen.Die Kommission empfiehlt einstimmig die 
annahme des Intwürfs. 


2.) Zur Verordnung betreffs Änderung des Versicherungs- 
gesetzes für Angestellte und der R.V.O.vom 10.No- 
vember 1922 RGBL.NR.76/1922 5.849 ££. 


Das Reichsgesetz vom 10.November l922,dessen wichtigste Teile 
durch den vorliegenden Gesetzentwurf übernommen werden sollen, 
hat eine völlige ne ae V.@.f.A.gebracht. 





Zunächst ist die Versiche spflicht für eine Inzahl 
Berufsgruppen im Gesetz festge S worden,da die bisherige 
assung des 3 1 zu vielen Zweifeln Veranlassung, gab und die 


u, pn der Versicherung mit Streitfällen über Versicherungs- 
flicht nach dem V.G.f.A.ständig überhäuft waren.Es grenzt den 
ersicherungsbereich gegen die Jnvalidenversicherung scharf ab 
und beseitigt den jetzt teilweise bestehenden Zustand,dass ein 
Angestellter bei Ausübung ein und derselben Tätigkeit zu bei- 
den Versicherungen Beiträge zu leisten hat. Die Unklarheit be- 
steht auch bis jetzt bei vielen Arbeitnehmern im Saargebiet, 
die an der Feststellung ihrer he Biel eye ge pearl 
sehr interessant 36% sind. Die freiwillige lieiterversicherung 
riefen pr Höhenversicherung und die velbstversicherung ver- 

en nach den bisherigen Erfahrungen und den zeitlichen Ver- 
hältnissen entsprechend neu geregelt,ebenso die Befreiung von 
der Versicherungspflicht. 
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bie. Die zo rtraenn ma Lekung wird durch liarkenkleben in 
Versicherungskarten bedeutend vereinfacht, Beiträge und Leis- 
tungen sind der liarkentwertung folgend,zahlenmässig höher ge- ‘ 
setzt,ebenso die Versicherungspflichtgrenze im Linkommen der 
Versicherten. Der Gesetzentwurf über Umstellung der Sozialver- 
sicherung in Frances bringt für das Saargebiet die ursprüng- 
lichen Beitrags-und Leistungszahlen,sodass diese Bestimmungen 
wenig interessieren. 


u 5 


_ „Die Übernahme der re ne über l/anderver- 
sicherte,d.h.Personen,die Beiträge zur Invalidenversicherung 
und Angestelltenversicherung bezahlt und Ansprüche an beide 
erworben haben(z.B.i'erkmeister) und wonach die Leistungen nur 
von einen Versicherungsträger unter Anrechnung der Ansprüche 
an die andere Versicherung zur Auszahlung gelangen,ist im Ent- 
wurf nicht vorgesehen. Das zu übernehmende Gesetz bringt weiter 
eine Vereinfach der Verwaltung und des Geschäftsganges und 
ad BEOITREROB er Mitverwaltung und lütbestimmung der Ver- 
sicherten. 
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Zur leichteren Orientierung sind in nachfolgendem 
Bericht entgegen dem Text des Verordnungsentwurfes die ärti- 
kel,Ziffern und Paragraphen angeführt ‚welche aus dem Gesetz 
vom 10.November 1922 nicht Aufnahme fanden. 


Im $ 1 ist zu setzen im Absatz 1 (RGBL,Nr.76/1922 
statt 1822) Die Ziffern der Vorlage stimmen mit den Ziffern 
im Reichsgesetzblatt Nr.76 überein.Zur besseren Übersicht 


schlägt 
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schlägt die Kommission einstimmig vor,auf Seite 1 hinter Ver- 
sicherungspflicht zu setzen 


Versicherunsspflicht: Ziffer 1, 2, 8, 4, 5, 6, 7” und 8; mit 
Ausnahme der No.l in Ziffer 3; Artikel 
IT. 08 RL: ALL KNT, 


Es werden nach der Erklärung des Regierungsvertreters aus den 
Gesetz vom 10.November 1922 nicht übernommen: 


101 betr.Zusammensetzung des Direktoriuns, 

> 201 betr.die Benutzung ausländischer Binnenschiffe, 
237 betr.Militärpersonen im aktiven Heer, 
372 betr. AASEUDE des Vermögens | 
1226 a R.V.O.und 8 2 Ziffer IL betr.Angehörige der 

| Schutzpolizei | 
$ 1613 Abs.2 .R.V.0.betr.Eingang eines Antrages bei deut- 
schen Behörden. 


Artikel X \ 877 betr. Neufassung des Gesetzes, | 
. IV $ 880 betr. Anwendung des Gesetzes auf Ausländer. 


Ferner die Paragraphen betr.l\/anderversicherung: 


N 24a, 85a, 58 Abs.2,_193d, 219a, 892 Abs.2,Art.XV Abs,8 
1254a ,R.V.0.,1279a R.V.O., 1280 Abs.2 R.V.0.,1281 5. V. 
0.,1283 Abs.4 R.V.0. ‚1290a,Art.VI Satz l,Artikel VII. 


Auf Antrag eines Mitgliedes stimmt die Kommission einstimmig 
der Übernahme des $ 1613 Abs.2 R.V.O.mit dem Vorbehalt zu: | 
" Unter der Voraussetzung, dass die deutsche Regierung keinen 
Einspruch erhebt und Gegenseitigkeit gewährt. " 


Der $ 1613 Abs.2 erhält dernmach folgende Fassung: 


" Dem Eingang des Antrages beim Versicherungsamt steht 
der Aungeng bei einer anderen deutschen Behörde oder bei ei- 
nem Organ der Versicherungsträger gleich.Diese_geben die An- 
träge unverzüglich weiter,sofern die deutsche Regierung kei- 
nen Einspruch erhebt und Gegenseitigkeit gewährt. " 


Ferner sind in dem Gesetzentwurf nicht angeführt die 
Ziffern und Artikel des Gesetzes vom 10.November 1922 betr. 
Anderung der Leistungen und Beiträge,da sie gemäss Verordnung 
vom 6.2.1923 im Saargebiet schon Anwendung fanden.Es_ sind dies 
aus dem V,G.f.A.: Ziffer 9, 18, 20 mit Ausnahme des letzten 
Absatzes,$ 173 aus Ziffer 43 und Artikel II. 


Aus der R,V.O.sind es: Ziffer: 8, 9, 10, 12, 18, 14,15, 
20. 01,:20..23, 25, 26, 27. 28, 38, Artikel IL, IIL, V,Ziffer 
30, 31 und Artikel VILL. RR | 


Bezüglich der nicht im Entwurf vorgesehenen Paragra- 
hen betr. die Wanderversicherung erklärte der RELERIEN TER 
reter,dass keine RERRE TA ZERER Bedenken gegen die Übernah- 

me beständen.Jedoc müssen zuvor noch Verhandlungen mit der 
Reichsversicherungsanstalt im Sinne des $ 219a_des neuen Ge- 
setzes betr.Überweisung eines Betrages an die Landesversiche- 
rungsanstalt geführt werden,nach deren Abschluss über die Ein- 
mag besch ossen werden kann.Für die \ianderversicherten des 
Saargebietes bringt diese vorläufige Abweichung re 
setz keinen Nachteil und besteht nach Inkrafttreten des Ent- 
wurfs vor wie nach die \öglichkeit,dass Wanderversicherte im 


Falle 
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Ban TER 5 76 
Falle der gesetzlichen Voraussetzungen von beiden Versiche- 
rungsträgern Renten bezw.Ruhegehalt beziehen. 


Za $ 1 der Verordnung beantragt ein lüitglied, dass 
nach Absatz 4 $ 1 des V.G.f.A.der Regierungskommissar für so- 
zialversicherung in einer Verordnung die bis zur Einführung 
dieses Gesetzes im Dasrgobiet vom Reichsarbeitsminister be- 
reits näher bestimmten Eugen von Angestellten,welche der 
Angestelltenversicherungspflicht unterliegen,als angestellten 
versicherungspflichtig feststellen solle. Dies könne auch in 
den Ausführungsbestimmungen bereits geschehen. 


$ 2 der Verordnung sieht Veränderungen des V.G.f.A. 
in Bezug auf die Verwaltung und die Organe der Versicherung 
vor,welche durch die Abtrennung vom Reichsversicherungsträger 
und die Errichtung einer eigenen Angestelltenversicherung not- 
wendig werden. 


Die Kommission stimmt dem $ 2 zu und empfiehlt die 
Annahme der Vorlage. 


3). Zur Yerorägung betr. Umstellung der Sozialver- 
sicherung in F'rancs. 


Der Gesetzentwurf sieht die ringe rg Beiträge und 
Leistungen in sämtlichen Zweigen der »ozialversicherung von 
Nark zu Frances vor.Diese Umstellung ist die zwangsläufige Fol- 
ge des immermehr erweiterten _Frankenumlaufes.Die Tatsache, dass 
ca.75 % der Arbeitnehmer in Francs entlohnt werden,die übrigen 
einen Teil ihrer Entlohnung in Francs erhalten und deshalb 
zweckmässig Beiträge, Versicherungsgrenze und Leistungen eben- 
falls in Francs festgesetzt werden, sowie die weitere Tatsache, 
dass der Gesetzentwurf den notleidenden Sozialrentnern gegen- 
über dem bisherigen Zustand eine erhebliche Aufbesserung, 
bringt,hat die Kommission veranlasst,ohne Rücksicht auf ihre 
Stellungnahme zu dem äahrungsentwurf der Vorlage,von nachfol- 
enden Anderungen abgesehen zuzustimmen,trotzdem die neuen 
iträge eine sehr erhebliche Belastung darstellen. 


Abschnitt I Artikel 1 


Der Artikel 1 der Regierungsvorlage wird unverändert 
angenommen. 


Artikel 2 


Der Artikel 2 betr. Anlegung des Vermögens wird eben- 
falls angenommen. Auf Anregung eines \üitgliedes befürwortet 
die Kommission,dass ein neuerer Entwurf,der Entwurf hat unter- 
dessen am 27.3.23 Gesetzeskraft _erlangt,der dem deutschen 
Reichstag vorliegt,nach seinem Inkrafttreten im Reich für das 
Saargebiet übernommen wird.Er bezweckt eine freiere ‚zweckmäs- 
sigere MRLOENER des Vermögens der Versicherungsträger und ge- 
stattet auch die Anle zu Sachwerten,um die Versicherung 
vor Geldentwertung zu schützen. 


Artikel 3 


wird unverändert angenommen. 


Abschnitt II Artikel IV. 


( Krankenversicherung ) 


Der Artikel 4 betr. Versicherungspflichtgrenze findet einstim- _ a | 
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7 OR 
einstimmige Annahne. 
Artikel 5 


Grundlohn. | | | a 
er Fassung der RSRESTSDRINOEHEBE stimmen 6 litglie- 
der zu. Danach erhält der $ 180 Absatz 2 R.V.O.folgenden Inhalt: 


" Bei der Festsetzung des Grundlohnes muss das Entgelt 
berücksichtigt werden,soweit es sechzehn Francs für den Arbeits- 
tag nicht übersteigt, die Su kann ihn darüber hinaus be- 
rücksichtigen,soweit er zwanzig Frances für den Arbeitstag nicht 
übersteigt. " | 


Ein Mitglied beantragt,zu setzen,statt 16 Francs :" 12 Francs" 
und für 20 Frances " 16 Francs ". 


Die Kowmission ist der Auffassung,dass den Kassen der Übergang 
auf die Frankenbasis dadurch erleichtert werden soll,dass Ihnen 
eine A Frist bis zur Gewährung von Leistungen in Frans 
zugestanden wird.N 


Ein Mitglied beantragt,diese Frist auf 4 liochen zu bemessen. 





Auf eine Anfrage über die Leistung an die Versicherten,welche 
am Tage der Umstellung krank sind,wird erklärt,dass diese die 
gesetzlichen Leistungen erhalten. 


Artikel 6 
Fochenhilfe und Familienhilfe, 
Im Artikel 6 wird der Absatz 4 gestrichen ‚welcher lautet: 
"In $ 208a wird der Absatz 4 gestrichen." 


Nach Auffassung _der Kommission ist die Streichung. im $_205a 
überflüssig,weil_ die gesetzliche Leistung der liochenhilfe als 
Regelleistung gilt und nur die gesötzliche !Üindestleistung er- 
stattet werden miss. 

egen der a Ziffer IV werden die nachfol- 
genden Ziffern im Artikel VI entsprechend geändert. 


Artikel 7 


Betrifft: Änderung des Gesetzes über Tochenfürsorge in der 
Fassung vom 9.Juni 
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Die Kommission stimmt dem Artikel zu. 
In den Artikeln VI und VII sind die ed erg Marksätze 
im Verhältnis 1 : l in Francs eingesetzt, für die später in 
Kraft getretene zahlenmässig höhere Markbeträge sind Francs- 
sätze im Verhältnis 10 : 1 vorgesehen. 


(7 


Abschnitt III Ärtikel 8 


Änderungen des grikten Buches der R.V.O. | 
nfallversicherung. | 


Der Artikel betrifft die ee und wird 
angenommen.Er setbt diese für Betriebsbeamte auf 12 000.-Ires. 
Jahresarbeitsverdienst fest. | 

‚Ein ML Sn EU. DESNSERSE Prüfung der Reg.Komn.,ob nicht 
der Kreis der Unf 


allversicherten erweitert werden muss. zu TI> 
Ä nm 


Artikel 9 









la DE 
Artikel 9 


Zu diesem Artikel,der die Berechnung der Unfallrente ‚die 
Umlagebeiträge nach dem Jahresarbeitsverdienst regelt, liegen 
drei er aus der Kommission vor. _ 

Zwei lütglieder stimmen für die MERZOFUDRSYOELAB® „WO.che 
‘n den Ziffern 1, 2 und 3 in den $$ 568, 732, 9839, und 1017 
Abs.2 die Drittelungsgrenze auf 2400.-Francs festsetzt.lrei 
Mitglieder stimmen für eine Erhöhung dieser Grenze auf 4500. - 
Franes,drei Mtglieder für eine solche von 6000.-Franes. 


Die überwiegende liehrheit der Kommission ist entgegen den 
Darlegungen des Hegierungsvertreters der Auffassung, dass die 
Rente aus der Unfallversicherung bei der völligen Umgestaltung 
wenigstens annähernd an die Friedensmxete zente herangebracht 
werden solle,welche als Vollrente 2/3 des Arbeitsverdiensies 
betrug.Nach einer Berechnung des Regierungsvertreters beträgt 
sie bei einem Tagesverdienst von 16 Fres.45 %,wird sich aber 
bei den durch die leuerungsverhältnisse notwendig werdenden 
höheren Löhnen zunehmend prozentual verringern.Nach inkraft- 
treten des neuen Gesetzes erhält z.B. ein Arbeiter mit einem 
Jahresarbeitsverdienst von 4800.-Fres. (16 Frances täglich)bei 
voller Erwerbsunfähigkeit ( 100 % ) eine Rente von 177 Frances 
monatlich,während der gleiche Arbeiter in 1914 bei einem Jah- 
resarbeitsverdienst von 1650 M eine Vollrente von 1100 Gold- 
mark erhielt,monatlich 91,67 Frces. 


Artikel 10 
Anlegung des Vermögens. 


Die Kommission stimmt der Fassung zu. 





er EN 
Festsetzung und Umrechnung der Renten. 
Artikel 11 


„2m Piel wird in der Fassung der Hegierungsvorlage zuge- 
stimmt. 
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Artikel 12. 
Betrifft bereits in Frances angewiesene Renten. 
Wırd gleichfalls angenommen. 
Artikel 18 


Betrifft bereits in Mark angewiesene oder festgesetzte Kenten 
unc ihre Umrechnung in Frances. 


aP>g 
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Zwei Mitglieder beantragen: 


2) anstatt 800.-Francs 


1200. N E: 
Dean N  , 
Be ou in 
Bol...‘ a 
Bl ae 
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Die übrigen Mitglieder sind für die Tansung der Regie- 
rungsvorlage,da die Mittel zur Durchführung des KraRgP nicht 
aufzubringen sind.5 Mitglieder beantragen zu den 8995 
566 der_R.V.O.,dass in den Fällen,in denen der Verletzte noch 
kein volles Jahr im Betrieb beschäftigt war,der Lohn für die 
fehlende Zahl von Arbeitstagen, für die eine Frankenentlohnung 
nicht stattfand,der durchsc ittliche Verdienst in Franken ein- 
gesetzt wird. | KR | | 

.. Zwei ade Ya pe beantragen,den Jahresarbeitsverdienst bei 
teilweisem NMarkverdienst unter Anwendung der amtlichen Durch- 
Schnittskurse zu berechnen und als Minimum für die Rentenbe- 
rechnung in Franes ein Jahresarbeitsverdienst von 1800.-Frecs. 
festzusetzen. Be 

Für den Antrag eines lütgliedes, bei einer Minderung der 
Rente unter die vorgesehene Grenze den Artikel XIII so anzu- 
wenden, dass eine Umrechnung der Rente nicht stattfindet, stimnen 
5 itglieder, 2 stimmen für die Regierungsvorlage. 


Invalidenversicherung. 
Teil 1 Auszahlung der Renten. 


Artikel 14 
Die Kommission stimmt diesem Artikel zu. 
Artikel 15 


Auf Antrag eines Mitgliedes beschliesst die Kommission 
grtiemig ‚die Streichung des ganzen Artikels,der die Auszah- 
lung der Rente_in Frances vom "ohnsitz im »aargebiet abhaneig 
macht und die Regelung einer Verhandlung mit der deutschen He- 
Berne zu BUBT HERAN. VOBenE ante chend sind die folgenden Ar- 

ikel anders zu numerieren. Artikel 16 wird 15 udd s.f. 


ie r1 2 
Änderung des vierten Buches der R.V.O. 
Artikel 15 ( 16 des Entwurfs. ) 


betreffs Lohnklassen ‚wird angenommen. 


Artikel 16 (17 des Entwurfs) 


betrifft Berechnung der Versicherungsleistungen,wird unverän- 
dert angenommen. 


Auf SaLSeNDE eines Mitgliedes beantragt die Kommission 
in $ 1285 der R.V.O. die Zahl " 50 " durch " 200" und die Zahl 
"25 _" durch " 100 " zu ersetzen.Es würde demnach der Zuschuss 
aus der Landeskasse für jede Invaliden-Alters-"itwen-und !it- 

werrente 200 Frances und 100 Francs für jede laisenrente betra- 


eingeschoben werden. 


gen.Es muss demnach in Artikel 16 (17 der Vorlage) als Ziffer 1} 


«Der $ 1285 erhält folgende Fassung: 


" Der Zuschuss des Saargebietes beträgt jährlich zweihundert 
Frances für jede Invaliden-Alters-"itwen-und Witwerrente und 


hundert Francs für jede Naisenrente.” 


Die folgenden Ziffern des Artikels 16 werden ent- 
sprechend geändert. 


Artikel 17 
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Artikel 17 (Äärt.18 der Vorlage) 


betr.Anlegung des Vermögens wird unverändert von der Kommission 


angenommen. 


Artikel _ 18 (Artikel 19 der Vorlage) 
Der Artikel wird angenommen, jedoch die im Vergleich zur ersten 
Fassung der R.V.O.relativ se hohen Beiträge von einigen Kon- 
missionsmitgliedern bemängelt. 

a 

Umrechnung der Renten. 
Artikel 19 (20 der Vorlage) 
betr. alte Renten. 


Artikel 2D (21 der Vorlage) 


betr. Renten,die nach dem 30.September 1921 festgesetzt wurden. 


Artikel 21 ( 22 der Vorlage) 


betr, zukünftige Renten werden von der Kommission unverändert 
angenommen. 


Kb chn it, 
Angestellten- Versicherung. 
jeil 1 
Auszahlung der leistungen. 
Artikel 22 (28 der Vorlage) 


wird von der Kommission angenommen. 


Artikel 23( 24 der Vorlage) 


wird durch Streichung des Artikel 15 hinfällig und ist deshalb 
zu streichen. 


Die folgenden Zahlen der Artikel vermindern sich demnach um zwei, 


Teil 2 
Artikel 23 (25 der Vorlage) 
betrifft Versicherungspflichtgrenze. 


Die Kommission beantragt gegen eine Stimme ,die Versiche- 


rungspflichtgrenze auf zwölftausend Francs (früher fünftausend. 
Goldmärk) zu erhöhen.Der Regierungsvertreter wandte dagegen eia 
dass die in der Vorlage vorgesehene ürenze von 8000,-Francs das 
aan Fine: Besprechung mit den interessierten Arbeiigeben 
und Arbeitnehmerverbänden sei,die im vorigen Jahre stattIand. 
Er sei nicht dagegen,wenn vom Landesrat eine höhere Grenze in 
hg ae gebracht würde.Von der Kommissionsmehrheit wird der 
Standpunkt vertreten,dass bei grundlegender Neugestaltung mög- 


ichst der Personenkreis erfasst werden müsse,den das ursprüng- 
liche Gesetz in Friedenszeiten der Angestelltenversicherungs- 
pflicht unterstellte. | 
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Es ist also statt " Jahresarbeitsverdienst 8000.-Fres.nicht 
übersteigt" zu setzen-" Jahresarbeitsverdienst 12000.-Fres. 
nicht übersteigt. " 


Artikel 24 (26 der Vorlage ) 


Gehaltsklassen und 
Artikel 25_( 27 der Vorlage) 


über die Höhe der Beiträge haben die Zahlen aus dem Gesetz 

in der ursprünglichen Fassung vom 20.12.1911 übernowmen und 
sind die früheren Narkzahlen in derselben liöhe in I'rancs ein- 
Ben. en ist nur die Gehalts-und Beitragsklasse K für ein 

ahresarbeitsverdienst über 5000.-Francs.Zu den Beiträgen wird 
ein 10 % Eh. im Umlageverfahren erhoben,der zur Deckung 
der in Mark erhobenen und in Francs auszuzahlenden Ansprüche 
dienen soll.Die Umlage kann nach Bedarf erhöht oder ernied- 
rigt werden,wenn eine Übersicht über das Verhältnis von Lin- 
nahmen und Ausgaben möglich ist. Ä 

Die beiden -Artikel werden unverändert angenomnen. 


Artikel 26 ( 28 der Vorlage) 
betrifft Anlegung des Vermögens. | 


Der Artikel hebt Absatz 2 des 3 220 und den 3 226 V.G. 
f.A.auf,welche nach den Sonderverhältnissen des Saargebietes 
sich. erübrigen. _ 

ie Kommission stimmt dem Artikel zu. 


ER Une Sek ers, 
| Artikel 27 ( 29 der Vorlage ) 
Berechnung der Leistungen. 


Der Artikel regelt die Berechnung der bereits erwor- 
benen AÄnsprüche,die in derselben Höhe in Francs auszuzahlen 
sind,ads ihre nahe bar Teuerungszuschläge und Zulagen 
in lark ergeben hätten.Ffür die Berechnung der in Francs er- 
worbenen Ansprüche dient \ 55 des Gesetzes in der UrOPEWB-, 
lichen Fassung. Der er ergpe beträgt also nach 10 Bei- 
tragsjuhren ein Viertel der geleisteten Beiträge.Die weiter ge- 
leisteten Beiträge werden durch acht geteilt. Beides zusammen 
ergibt das jährliche Auhegeld. 

Die Kommission stimmt dem Antrag zu. 


Abschnitt VI. 
Sch. ußbestimmungen. 


Hier wird auf eng des Regierungsyertreters ein neuer 
Artikel eingeschaltet,der die Nummer 28 (in der Vorlage 30) 
erhält.ir hat folgenden ‘“ortlaut: 


" Artikel 28 (30 der Vorlage) 


Über die Umrechnung der Renten und leistungen auf Grund 
dieser Verordnung ist dem Berechtigten von dem Versicherungs- 
träger ein begründeter Bescheid zu erteilen. 

egen die Entscheidung des Versicherungsträgers ist 
binnen einem \onat nach Zustellung Kinspruch an das ÖÜberver- 
sicherungsamt (Beschlusskamner) zulässig. Über den Einspruch 
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Ze Sage 


entscheidet daB jen ige OÜberversicherungsant, welches für die le- 

rufung gegen den Lndbescheid des VOIELEESEUNESTTEERTR. EHE BRS 

is wäre, Das Oberversicherungsamt entscheide er Kr 
693 der Reichsversicherungsordnung gilt entsprechend. " 


Diesem Artikel,sorie dem letzten 
Artikel 29 ( 31 der Vorlage) 
stimmt die Konmission zu. 


Die Kommission empfiehlt dem Plenum die Annahme der 
3 Vorlagen von der sie überzeugt ist,dass,wenn der weitere 
Ausbau erfolgt,der arbeitnehmenden Bevölkerung zum Segen ge- 
reichen wird,und ich wünsche,dass die neuen Gesetze dem \iohle 
der notleidenden Sozialrentner,"itwen und liaisen dienen und 
die Berufs-und Arbeitsfreudigkeit der Arbeitnehmer durch Siche- 
rung ihrer Alters-und Hinterbliebenenversorgung und das "irt- 
schaftsleben des Saargebietes fördern mögen und Fortschritte 
bringen wird zum Gesamtiohl des Saargebietes. 


( Bravo ! ) 





rsitzender: eine Damen und Herren! Zu den zur ep pre chung stehen- 
den Vorlagen sind eine Reihe von Abänderungen beabsichtigt. 
Bei der Schwierigkeit der \aüterie ist es natürlich 2 ae 
die einzelnen llitglieder diese Abänderungen vor der Abstin- 
mung entsprechend kennen lernen.Soweit die Abänderungen sich 
in den Kommissionsbeschlüssen zu Änträgen verdichtet haben, 
hat der Herr Berichterstatter uns genau gesagt,um welche Punk- 
te es sich handelt.Falls ausser den AÄnträgen,die in der Xom- 
missson gestellt worden sind,noch irgend welche Anträge vor 
der Abstimmung gestellt werden,möchte ich bitten,dass diese 
„bänderungen in der heutigen Beratung gestellt werden, damit 
ich in die Lage komme,diese Anträge vervielfältigen und den 
einzelnen lÜütgliedern heute noch zustellen zu lassen, Sie kön- 
nen morgen in Ihrem Fraktionen über diese Anträge beraten und 
wir können am nächsten Freitäg in die Abstimmung ohne irgend 
welchen Aufenthalt eintreten. 
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Das “ort hat der Abgeordnete Karius ! 


rius (Z.): Meine Damen und Herren! Ich habe am vergangenen Frei- 

tag betont,dass die Regierungskommission die Steuervorlagen 
zum allergrössten Teil in Kraft setzte,ohne die Vertreter der 
Bevölkerung zu hören. Ich erklärte, dass sie damit sich selbst 
der Verletzung des Versalller Ver EBIN BURE- RR. hat. 

| "as damals esagt wurde bezüglich der »teuervorlagen, 

ilt_auch heute für die Sozialversicherung.Ls sind im Laufe, 
er letzten 3 Jahre einige Dutzend Änderungen an diesen sozi- 
alen ee  Etgpi  koepe worden,es wurden Reichsgesetze ein- 
geführt,auch in abgeänderter Form,ohne,dass man die Vertre- 
tung der Bevölkerung oder auch die Berufsverbände hörte. 


( Zuruf: Sehr richtig !) 


Ich glaube,es sind insgesamt 4 ren zur SOBHFSCHLUnE vorge- 

legt worden,alle anderen wurden nicht vorgelegt und auc || 

nicht eingeführt. Interessant ist festzustellen, dass wo man || 

abschrieb,man nicht einmal richtig abgeschrieben hat.In der E) | 

Geschäftsordnung für das neue Landesversicherungsamt des Saar- | 

gebietes wurde z.D.ein wichtiger Satz nicht einmal abgeschrie- | 
| ben _. 
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abgeschrieben.Ich weiß nicht,wer die Korrektur vornahn, aber 

es war interessant,das festzustellen. Dann ist es \ebrauch in 
allen parlamentarisch regierten ländern,und es war auch früher 
hier Gebrauch gewesen,daß man die interessierten Kreise vorher 
hört.Die Angestellten, Arbeiter und Arbeitgeber haben eingroßes 
Interesse daran,solche Vorlagen vorher kennen zu lernen,die 
einen wegen der DELSTORE die anderen wegen der Belastung. Das 
ist;soviel ich weiß nicht geschehen.läindestens sind die Ange- 
stellten-und Arbeiterverbände nicht vorher befragt worden. 


Dann schrieb der Herr Präsident der Regierungskommis- 
sion an den Herrn Präsidenten des Landesrates,daß der hohe Laän- 
desrat nicht EREUESTR arbeiten würde.\ir haben ja kein Ärbeits- 
zeitgesetz und wir arbeiten auch nicht nach der Sirene der 
Alleestrasse. 


(Zuruf: Sehr gut !) 


so glaube,daß wir bisher voll und ganz unsere Pflicht getan 
aben. 


(Zuruf: Sehr gut !) 

Wenn. wir die volle Zeit zur Verfügung hätten,wenn wir vor al- 
len Dingen soviel Zeit zur Verfügung hätten,wie die Herren 
in der Alleestrasse,könnten wir auch mehr arbeiten.Daß wir 
nebenamtlich bis 10 Uhr abends tätig sind,ist doch allerhand. 
Der Herr Präsident hatte in dem Schreiben,ich bedauere,daß es 
nicht veröffentlicht wurde, besonders auf die Sozialrentner 
angespielt,daß diese besonders dem Herzen der Regierungskon- 
mission empfohlene Leute so_notleiden würden.Ich glaube ‚wenn 
man diesen Leuten helfen wollte,dann brauchte man nicht zu 
warten, bis diese Vorlagen in Kraft gesetzt sind. 


i ( Zuruf: Sehr richtig !) 

Wenn man an die hohen Beamten denkt,die schon mehr haben,waus 
sie brauchen,und denen man jetzt noch hohe Nachzahlungen zu- 
kommen lässt,dann könnte man doch in erster Linie an die den- 
ken,die im ar di buchstäblich hungern müssen. Ich habe in 
der Kommission dem Vertreter der Regierungskomission gesagt: 


" Bitte dulden Sie,da®R die deutschen Versicherungs- 
träger ‚soweit sie zur ih ver ;flichtet sind, 
im »aergebiet sofort die erhöhten Bezüge auszahlen 
können,führen Sie die deutschen Gesetze sofort ein, 
dann kann mancher Not gesteuert werden." 


Der Herr Vertreter sagte mir: 


" Wir hindern die deutschen Versicherungsbehörden 
nicht,im Saargebiet das auszuzahlen,was sie aus- 
zahlen sollen." 


Ich habe mich schon früher bei den Sektionen 1 in Bonn und 8 

in München betr. der Verrechnung des deutschen Reiches an die 

Berginvaliden und Hinterbliebenen, dafür verwandt, dass den 
appschaftsrentnern die erhöhten Bezüge ausgezahlt werden. 


Diese Stellen schrieben mir zurück: 
" Wir tun es gerne ‚wenn wir dürften." 


( Zuruf“ Hört,hört !) 


Solange 
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Solange dien Saarregierung die deutschen Gesetze nicht einführt 
dürfen wir die Renten nicht auszahlen. " 


Ich habe nun,bevor die Flenarsitzung begunn,mich te- 
legraphisch nach Bonn gewandt und frug an,ob sie die Verord- 
zung vom 28.\ärz nicht sofort einführen könnten,um den Leuten 
zu helfen. Bonn antwortete mir telegraphisch zurück: 


" Können Verordnung ohne Saargenehmigung nur mit Lin- 
verständnis Reichsbehörden anwenden,haben ähnlichen Vor- 
schlag bereits gemacht,annArbeitsminister wenden Brief folgt" 


Der Inhult des Telegrams ist zwar etwas unklar.ÄAber ich habe 
eine Karte,die an einen Berufsinvaliden geschrieben wurde ,‚ges- 
tern bekommen,da steht ausdrücklich drin: 


" Wir sind nicht in der Lage, Ihnen höhere Zulagen zu 
den Renten zu gewähren,als die var ondnung vom 4.Oktober 
1922 auf Grund des Jahresarbeitsverdienstes von 48 000.- 
Nark vorschreibt. ' 


( Zuruf: Hört,hört !) 


Die Regierungskomis.;ionndes Saargebietes hat,obwohl im deutschen 
Reich bereits unter dem 25. Dezember ,12.l'ebruar und 28.März neue 
Erhöhungen Beer ben wurden,diese für das Saargebiet noch nicht 

für recehtsverbindlich erklärt.\ir bedauern deshalb Ihnen die- 

se Erhöhungen nicht Pak zu köhnen.Den dort wghnenden 
Rentenempfängern bitte ich in vorstehendem Sinne Descheid er- 
teilen zu lassen." 

Ein Iann bekommt monatlich MM 1787.- er hätte zu beanspruchen 
ab L.lärz |! 74.667.-. Dus ist die Fürsorge für die Leute.Liner, 
der 100 % erwerbsunfähig ist,bekommt | 2383.-,er hätte zu be- 
kommen M 112.000.-. Eine !:itwe mit 2 Kindern bekommt } 2150. - 
und könnte bekommen M 100.800. -- 


„Meine Damen und Herren! Das trifft zu für den Saur- 
bergbau.‘'ir hatten Ende '1920 an Berginvaliden,die durch Unfall 
vollständig arbeitsunfähig sind,926 gehabt,ebenso waren 1187 
"itwen mit über 2000 Maisen vorhanden. Diese über 3000 Personen 
müssen Not leiden,weil die neuen deutschen Gesetze nicht einge- 
führt worden sind.liir werden der »sche auf den Urund gehen 
denn es muss einwandfrei festgestellt werden,wer die ©chuld 
ee eng diese Leute nicht rechtzeitig in den Besitz der Ren- 
te kommen.Ich übergebe die Karte der Presse ,damit diese Abschrift 
davon nimmt, N | | 
Dann haben wir in mehreren lingaben gebeten,das Klein- 
rentnernotstandsgesetz vom 7.12.1921 einzuführen. Alle Parteien 
haben sich bemüht,mündlich und schriftlich,die Linführung dJie- 
ses kesetzes zu erreichen.Es wurde über geantwortet,es würde 
70 Millionen kosten zu einer Zeit,wo die Mark 10 mal mehr \.ert 
hatte wie jetzt. 


As die Verordnungen selbst angeht,so hat oreRe Krutz ® 


als Berichterstatter alles nähere gesagt und die Spezialdebatte 
wird auch noch manches ergeben. Das eine können wir sagen,\enn | 
wir dem Gesetz unter Vorbehalt zustimmen,ohne die !ährungsfra- 

ge erledigt zu haben,so bedeutet das keine Zustimmung zu der 
Absicht,der Regierungskommission den Franken als gesetzliches 
Zahlungsmittel einzuführen. "ir können uns im Daargebiet auf 

den Franken umstellen,ohne die Mark aufzugeben. Das eine m” 
beachtet werden,die Umstelluug der Sozialversicherung wird 

mehr schrierigkeiten machen wie mäncher sich vorstellt.is sind 
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Es sind bei den einzelnen Versicherungsträgern grosse,bei den 
anderen geringere »chwierigkeiten.Bei der Kranken-und Unfall- 
versicher wird die Umstellung weniger schwierig sein,weil 
es.sich in der Hauptsache um die Lösung der Tragfähigkeit han- 
delt,welches bei der Krankenkassenumstellung verhältnismässig 
leicht ist,nur muss bedacht werden,dass die Beiträge möglichst 
auen Beet werden,weil die Reserven,die vorhanden sind ‚geringen 
“ert haben. 

Bei der Unfallversicherung ist die ”ache schwierig,weil 
man hier unterscheiden muss,zwischen alten und neuen Lasten. 
Auch bei der Rache ya sind Reserven nicht vorhanden. 
Dort wa Ansammlungen waren,sind diese zusammengeschmolzen, aber 
meistens waren keine vorhanden. | 


Dann kommt hinzu,dass die wirtschaftliche Unsicherheit 
des Saar ebietes,was Lebensfähi keit derselben en gem sehr 
gross ist.lIiemand weiß, was aus dem Zollsystem sch ießlich wird, 
niemand weiß,ob sich die Industrie halten kann oder nicht,ob 
sie abwandert und soweit die Äbwande erfolgt und ein Abbau 
erfolgt,wenn auch nur in geringem Naße,dann nimmt die Zahl der 
Rentenempfänger zu und die Zahl der Beitragszehler nimmt ab. 
Sobald das Verhältnis zwischen Beitragszahler und Meran ga 
empfänger BARHSRSSE wird,dann ist die höchste Beitragszah ung 
nicht in der lage,den Sieg davonzutragen.Nan hat auf diesem Üe- 
bit ee eh in Hülle und Fülle.lir wissen, dass,auch in 
Deutschland, fassenwesen zugrundegegangen sind trotz höchster 
Beiträge,nur weil das ungünstige Nirtschaftsverhältnis sich 
verdoppelte.Dann kommt hinzu,daß die Verwaltungskosten im Saar- 
gebie u Be der Gehälter und Löhne,die gezahlt werden. 
müssen,außerordentlich hohe sind.Es gäbe nur eine ne a 
die Lebensfähigkeit zu erhalten,wenn man versuchte,den An- 
schluß mit deutschen Ne rg ei wiederherzustellen, 
oder wenn man ihn gehalten hätte.Die Rheinprovinz hatte bei 
7 Millionen Kinwohnern eine Versicherungsanstalt und wir hier 
im vaargebiet haben _bei 700 000 Einwohnern eine Versicherungs- 
anstalt.Den besten Beweis haben wir z.B.bei der Schaffung der 
Teuerungszulage.Zur BEuM an PIDer TANLCHBSR SEuSTungnelhe 
von 70 Yranken pro Kopf_und !onat die Notwendigkeit gehabt. 
ohne EPTD- MOBENDE, VOR Noserten anzusammeln,einen Wochenbeitrag 
von 35 bis 40 Gentimes gu erheben. Dabei erhebt die RER: 
sicherungsanstalt bei einer monatlichen Leistung von 200 Gold- 
merk pro Kopf nur einen Beitrag von 48 Pfennig und konnte dazu 
eine Heserve von 200 \Mäillionen Goldmark ansammeln.Das Verhält- 
nis zwischen Beitragszahler und Rentenempfänger ist im Saarge- 
biet äusserst BogunBV ig. Der Saarbrücker Knappschaftsverein hat 
nach einwandfreien Feststellungen bei 1000 Beitragszahlern ge- 
nau noch soviel Rentenbezieher, wie die übrigen deutschen 
Knappschaftsvereine im Durchschnitt haben.Wir haben auch hier 
im Daargebiet vier mal höhere Beiträge auf die Leistungen zah- 
len können,die der Bochumer ee a hat, in 
normalen Zeiten.l'ir sind heute bei dem Saarbrücker Knappschafts- 
verein dank der Gewaltpolitik soweit,daß wir in absehbarer | 
Zeit die Beiträge gewaltig erhöhen und die Leistungen währschein- 
lich abbuuen müssen.enn wir die leistungen behalten wollen, 
die wir jetzt haben,müssen wir die Beiträge ungegensr erhöhen. 
Dabei zahlen heute die Bergleute schon 8 bis 10 % für die Pen- 
sionskasse und der Arbeitgeber das Gleiche nebenher. Die Regie- | 
rungskommission erbringt den besten Beweis für die Behauptung, | 
daß hier eine lebensfähige Versicherung nicht aufbaubar ist | 
durch den hohen Beitrag zur Invalidenversiche ‚In den muß- | 

ebenden Klassen,das sind die von 4000 bis 5000 Franken und 
arunter dort ist ein Beitrag für die gleichen Franken-wie 
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Markleistungen notwendig,der 6 mal höher ist,wie der deutsche 
Beitrag gewesen ist.Also um die gleichen Papierfranken zu ga- 
rantieren,wie sie bei der Goldmark vorgesehen waren,ist ein 6 
mal höherer Beitrag u Kanne; Fe Nergaaa Sie die Belastung zur Un- 
fallversicherung,zur Angestellten-und Krankenversicherung, dann 
frage ich mich: Wie soll die lirtschaft des Saargebietes diese 
elastung tragen ? Ob der Arbeitgeber _oder der Arbeitnehmer _ 
diese Beiträge zahlt,ist nicht ausschlaggebend ‚sondern die liirt- 
schaft des Saargebietes muß die Beiträge tragen.Ich bin fest 
überzeugt,in der ersten Krise,die wir vielleicht bei. der Zoll- 
abschnürung bekommen, bricht unsere ganze Sozialversicherung _ 
glatt zusammen.Der einzige Ausweg wäre nur,Nückversicherung in | 
irgend einer Form bei den deutschen Versicheru sbehörden. Lunn 
sehen wir,daß dort,wo Verbindungen bestanden haben,man mit brü- 
taler Gewalt sie zu zerschneiden versucht. Der Saarbrücker manp- 
Schaftsverein oder überhaupt so gegaet die Novelle zum allge- | 
meinen preussischen Gesetz vom 19.Juni 1906,die sah eine Zusam- 
menlegung der kleinen Knappschaftsvereine vor,ferner die Schaf-- 
fung einer Rückversicherung,um damit den kleinen Vereinen dic 
Leistun Rare zu garantieren.Der Searbrücker Knappschafts- 
verein hatte damals anstatt das Zehnfache einer Jahresäusgabe 
en Reserven nur das Dreifaäche gehabt.kr war mit führend zur 
Schaffung des Rückversicherungsverbandes.Der Rückversicherungs- 
verband übernahm die gesetzliche Leistung in Rückrersicherungen. 
Es fehlten nachher noch 60 %.Diese wurden dann getilgt und ver- 
zinst nach einem Plane,der 50 Jahre dafür brauchte.Ohne den 
Krieg und ohne den Eintritt anormaler Verhältnisse überhaupt, 
wäre der Saarbrücker Knappschaftsverein in der Rückversicherung 
saniert geweseh.Äuf jeden Fall hätte der übrige deutsche Berg- 
bau in geregelten Verhältnissen die Garantie für die Leistungs- 
fähigkeit übernommen.Wan schafft in Deutschland einen deutschen 
Knappschaftsverein und etwa 1 Million Versicherter.\ienn die 
Daarbergarbeiter in diesen deutschen ea ug her pa abge- 
hen würden,dann könnten sie bei der gleichen Verteilung der 
Lasten bei der Hälfte der Beiträge dieselben leistungen bekon- 
men,die sie so bekommen und mit aller Tiucht verlangten sie ein 
Aufgehen beim deutschen Krappschaftsverein beim Rückversiche- 
rungsverbänd.\an will es nicht und zwar aus rein politischen 

ründen.Ich erinnere nur an den sen in um die Kündigung des Ver- 
trages. Im Vorstand haben die 7 Vorstandältesten zwei mal gegen 
den Y"illen des Sc sich gegen die Kündigung ausge- 
sprochen.Der Arbeitgeber rief das O 
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erbergamt un,lierr Berg- _ 
hauptmann Frantzen entschiedc als OÜberbergamt: der Vertrag wird 
gekündigt. Die kg tn Ya begen den Beschluss wies das Landes- 
versicherungsamt Saarloufs zurück.Es ist nicht meine Absicht 
eine Kritik an dem Gericht in vaarlouis zu üben oder es herab- 
zusetzen,aber wir haben die Au LE RUN dort bei der Abstin- 
mung,die 2 deutschen Verftreter gegen die Kündigung gestimmt 
haben und die 2 französischen Vertreter dafür und daß ein Ver- 
treter von Frankreich ala Alleiniger De gab. Das 

ist mit eine Ursache zu dem grossen »treik,dal aud politischen 
uründen ein Franzose den \ertrag als gekündigt erklärte und 
bestätigte.Tatsache ist,ißöh will nicht auf die Ursachen des 
Streiks eingehen,daß die !&ßRächtung der velbstvermaltung, die 
Nichtbeachtung des “illensiauf gesetzlichem !iege den Anschluf 
zu behalten,eine grosse Ursache dieses ungeheuren Kampfes ven 
einem Vierteljahr ist.lir haben es bisher vermieden,die Ür- 


sachen eingehend zu erörter Eu Erregung nicht noch mehr 
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zu schüren,aber der Zeitpunkt Wird kommen,wo auf dem Gebiet 4 
noch eingehende Aufklärung geschaffen wird. a 
Meine Daumen und Herren! !!er mitten im Kampf um die 

Rechte der Versicherten auf dem kozialen Gebiete steht,ge- 
braucht auch einmal ein hartes !'ört.\ienn man als Fachmann weiP, 
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was auf dem Spiele steht und wie die Entwicklung ganz bestimmt 
vor Sich gehen mıss,mıß mitunter ein hartes .'ort gebrauchen. 
Ich komme da zu dem Kapitel des Zusammenarbeitens zwischen 
Saarregierung und deutscher Bl Een Sa Versailler Vertrag 
hat der deutschen Regierung ja alle Hegierungsbefugnisse im 
Daargebiet & Be mn aber der anstachen Ingierung cha 

$ 24 die Yorp lichtung auferlegt,im Verein mit der Saarregie- 
rung die Rechte der Versicherten zu erhalten und zu schützen. 
Hier hat der Vertrag ausdrücklich den beiden Regierungen ein 
Zusammenarbeiten zum Wohle der Versicherten zur Pflicht ge- 
mächt.Und wie ist das Zusammenarbeiten? Es ist nicht so,wie 
wir es wünschen.Es ist heute wieder so gespannt,daß man wirk- 
lich ein Bedauern darüber haben mıß. \oran liegt es 7 Es 
liegt nicht an der deutschen Regierung,im Segenteil,die deuts 
sche Regierung hat der Regierungskommission in einzelnen Funk- 
ten mehr nachgegeben,wie wir es im Daargebiet wünschten. Die 
Schuld liegt daran,dass im Saargebiet als Völkerbundsgebiet 
keine neutrale Regierung,sondern eine Regierung von Frank- 
reichs Gnaden ist. Das ist die Hauptscmuld und das muß offen 


gesägt werden. 


Meine Bamen und Herren! Ich erinnere an den Fall 
Frantzen.Der Berghauptmann Frantzen ist mit der Ingenieurkon- 
mission nach dem Ruhrgebiet gezogen.Er war der Vertrauens- 
munn der 70 000 Bergarbeiter,Leiter der Abteilung Sozialver- 
sicherung,der Abteilung Nandel und Gewerbe, kurzum er war im 
Saargebiet eigentlich Regierungskomission.Er hut hier mit 
uns zusammengearbeitet.!s hat mich auch nicht gewundert,denn 
ich traue keinem von_denen.Ich habe immer gesant Vertrauen 
muß erworben werden.Ich habe einem. Herrn gesugt,dals diese 
Notverordnung einen Graben zwischen Volk und Hegierung gezo- 
gen hat,der sehr tief geht und Herr Frantzen verlässt auf 
Knall und Fall seinen Fosten und zieht nach dem Ruhrgebiet. 
eine Dame und meine Herren! Glauben Sie _denn,dass der Full 
Frantzen,der eins der traurigsten Kapitel in der Verwaltung 
des Saargebietes ist,eine Zusammenarbeit der deutschen Regie- 
EEE mit der Regierungskommission fördert? kun kann es ver- 
stehen, dass man von deutscher Seiteb sehr mißtrauisch ist 
über die Personen,die hier am Ruder sind.Ich habe die feste 
Überzeugung, dass der Völkerbund in Scherben geht oder sich 
durchsetzt,daß wir eine Regierung bekommen,die wirklich neu- 
tral ist.Hätten wir eine neutrale Regierung,mit der wir uns 
verständigen können,dann wäre eine Zusammenärbeit zwischen 
Landesrat und Regierungskommission auch möglich. Die_Schuld 
liegt nicht an uns,die liegt auf der anderen »eite.In der 
Spezialdebatte werde ich noch auf Einzelheiten zurückkommen. 
Das eine kann ich sagen,ich kann migh den Ausführungen des 
Kollegen Kratz betr, Vertrauen zur »aarverweltung nicht an- 
Schliessen. Am wenigsten erlebt der,der mißtrauisch ist, bis 
zum äussersten. 


"ir bedaue:n,dass wir mit dieser Vorlage zugleich 
nicht die Bezüge der Kriegsrentenempfänger und der Ruhege- 
DRS DE RDEe? regeln können. Die Not is PRESHEURE eross und 
es ist nicht um Flatze,wenn man sagt, Deutschland soll mit 
sorgen.isrer hier die Steuern einzieht,soll auch für die Leis- 
tungen aufkommen. Deutschland ist schon viel zu weit gegungen. 


2 . „Ich glaube ’jedoch,dass wir die Beratungen in säch- 
licher !!eise weiterführen, wäs gesagt wurde ‚mußte gesagt vwer- 
den. Vielleicht trägt dies zur späteren Einsicht bei. 


Vorsitzender: 
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Vorsitzender: Ich mache darauf aufmerksam, dass die Protokolle 
Nr.lO und 11 zur Einsicht offen liegen.Wenn sich hierüber bis | 
zum Schluss keine Beanstandungen ergeben haben,gelten die Pro- 
tokolle als angenommen und können zur Verteilung gelangen. 


Das "ort hat der Abgeordnete Ringle. 


Ringle (Soz:): Meine Damen und Herren! Unter den Verordnungen der 
Regierungskommission befinden sich verschiedene sozialpoli-- 
tische.Nächden die Kommission für soziale Gesetzgebung und 
arbeitsrechtliche Angelegenheiten sich in mehreren Sitzung:n 
damit beschäftigt hat,haben wir uns heute ebenfalls damit zu 
bef&ssen.ks ist unsere Pflicht bei dieser Gelegenheit die U: - 
tätigkeit der Eel OTUNERESEEL EB AON uuf diesem Lebiet einer 
würdigen und verdienten Kritik zu unterziehen.Dem landesrit 
sind in Bezug auf Redefreiheit so enge Grenzen gezogen,daß 
es bisher nicht möglich war,über alle Vorgänge eine ergiebig: 

msagrenhe zu pflegen.Wir dürfen nur reden von Sachen,die «uf 

der lugesordnung stehen,welche von der Regierungskommission 
festgesetzt Be Machasn die heutige Tagesordnung eine solche 

Angelegenheit vorsieht,dürfen wir erhoffen,daß der Herr Pr&- 

sident ohne weiteres gestatten wird,dab wir alles $ua dus. vwes 

wer suf diesem Gebiet vorzubringen haben,ungestört ausspr>chen 
Önnen. 





Daß die Regierungskommission durch ihre Untätigkei: 
suf diesem Gebiet eine große Verantwortung auf sich geladen | 
hat,das beweisen heute ohne. weiteres die ee en Ver- # 
hältnisse.Zu wiederholten Malen haben sich Gewerkschaften und 
Landesrat mit ihren sozialpolitischen und arbeitsrechtlichen 
"Tünschen und Forderungen an die Regierung gewandt.Alle diese 
Angaben blieben unbeachtet und wanderten mitunter in den ruü- 

jierkorb.velbst das Versprechen oder die Versprechungen des 
lerrn Präsidenten der Regierungskommission an den offenen Grä- 
bern der Saarwellinger Opfer,harren heute noch ihrer Erfüllung.‘ 
Es kann &uf keinen Fall angehen,es kann auf keinen Fall e:: 
dsuernder Zustand werden,daß die Regierungskommission nur die 
Gesetze einführt und nur die Gesetze übernimmt,die ihr passen, 
während Gesetze,die im Interesse der ÄArbeitnehmerschaft lie- 
gen,gar nicht zur Einführung gelangen und nicht geschaffen 
werden."ir protestieren gegen diese Taktik mit aller Entschie- 
denheit.Wir protestieren gegen eine derartige Folitik ganz 
entschieden die letzten Endes nur darauf abzielt,die Arbeitsr- 
schaft recht-und schutzlos dem Kapitalismus auszuliefern. Ob 

die Regierungskommission vor Beginn des gegenwärtigen grossen 
Bergarbeiterstreiks alles versucht hat,um ihn zu verhindern, 
entzieht sich meiner Kenntnis. Äber dieser Überzeugung bin ich, 
daß sie während des Kampfes ihre ganze Autorität nicht einge- 
setzthat.!lenn die Arbeiterschaft im Suurgebiet nun aus diesen | 
Gründen mit allerlei Gefühlen der Regierungspolitik gegenüber 1 
steht,so ist das auch,wie Herr Xarius betont hat,voll und AD 
er berechtigt.lie die Tätigkeit oder die Untätigkeit der | 
egierungskommission suf arbeitsrechtlichem Gebiet aussieht, | 

das ist schon in den Ausführungen der Herren Vorredner genü- g 
ae geschildert worden.Die Forderungen der Arbeitnehmersenft 
Önnen der Regierungskommission nicht unbekannt sein,denn sie 
wurden in verschiedenen Eingaben schriftlich und mündlich über- 
mittelt.Ich wiederhole heute unsere ländestforderung.Dus ist 4 
ein ausgebautes Dopr Oh TungenEse Tarifgesetz uam-.Ich richte MW 
en den Herrn Regierungsvertreter die Bitte,sich ernstlich da- 
rum zu bemühen, dass die ap 2 00, Spl dem fieg,den 
sie bisher gegängen ist,halt macht.-ch_ bitte gleichzeitig, 1 
dass die INT HPLS STHDRER ‚die der Herr Präsident der Regierungs- | 
kommission in Saarwellingen gegeben hat,ebenfalls zur Zurch- 
führung gelungen. 


ee ven 7 


" Pwg 

















re 


"je die Untätigkeit der Regierungskommission auf &r- 
beitsrechtlichem Gebiete ist,so ist sie such auf dem Gebiete 
der Soziulversicherung.Die Initiuve auf sozialpolitischen Ge- 
biete hat ebenfalls BaERVEnE gefehlt.Die KÄr:ınkenkassen 
muchen zur Zeit der Geldentwertung den schwersten Daseins- 
kampf mit. Ihre Ausgaben sind sprunghaft in die liöhe gegangen. 
Die Beiträge mussten erhöht werden usw.Lin zeitgemässer Aus- 
bau der leistungen ,Zinführung und Ausdehnung der Familienhilfe 
müssen selbstverständlich darunter leiden.!an kann eigentlich 
Ara: sogen,wenn man aus praktischer Lrfahrung spricht,daß es 
ein Glück für die saarländischen Krankenkassen gewesen ist 
duß ihre Verwaltung in guten Händen während dieser Zeit gele- 

. X 17. a5 7... 
gen hat,sonst hätte manche Aasse während der letzten Zeit 
Schon dıe Bude schließsen müssen,Alle Erhöhungen, alle Verbes- 
serungen,ülle Einführungen,alle Übernehmen der Grundlohnerhö- 
hungen,sind stets nur auf das Drängen der Krankenkassen von 
der Regierungskommission zur Einführung gelangt.Die eigent-. 
lichen Einnahmen der Krankenkassen bilden die Beiträge.Um ei- | 
nen l\iaßstab zur Berechnung und AUS FBO SEINE der Beiträge zu | 
bekommen,müssen die Grundlöhne festgesetzt werden,und diese 
Grundlöhne werden wieder in der Forn eines Durchschnittsloh- 
nes festgesetzt.Ls ist nun selbstverständlich und auch begreif- 
lich,daß die Krankenkassen an und für sich nicht das Interes- 
se an den Erhöhungen der Grundlöhne haben,wie die Versicherten, 
vorausgesetzt,daß ihre finanzielle Unterlage nicht bedroht ist. 
Und wenn ich einen Rückblick werfe in die letzten Innate wle 
sich die Krankenkassen stets bemühen mußten,um die rund lohn- 
erhöhungen bei der Regierungskommission durchzusetzen,so ist 
das ohne weiteres,was ich gesagt habe,schon begründet. Wenn 
einm&l die Krankenkassen sich um die Grundlohnerhöhungen ein- 
setzen müssen,denn steht es auf dem Gebiet der Finanzen oder 
ihrer Finanzen besonders schlimm und tatsächlich haben wir 
Krankenkassen zu verzeichnen,die nicht in der Lage waren,ihr 
Personal zu besolden.Die Regierungskommission kümmert sich 
: 8 S5K 

eigentlich sehr ver darum,was ein kränker Familienvater oder 
wie ein kranker Familienvater noch Mitte August mit einen 
Krankengeld von 60 Mark täglich seine Familie über ilasser 
h@Ülten soll.sie kümmert sich auch gegenwärtig wenig darun, 
w&s derselbe kranke Familienvater oder wie dessen Familie mit 
einemmKraänkengeld von 1500.-Mark täglich auskommt. In der Tat 
heben wir Fälle zu verzeichnen,wo nur 1500.-lark zur Auszah- 
Jung kommen und diese Fälle resultieren zurück in die lonute 
J&nuar und Februar. ' 

h Ab 1. Januar 1923 wurde der Grundlohn von 1000.-lark 
euf 3000.-NMark erhöht.Äber auch diese Erhöhung war für den 
Praktiker, für die Geschäftsführer, für die Kassenverwaltunger 
ohne weiteres vorauszusehen,daß sıe nur für einige Fochen 
susreichen wird.Ab l.\ärz 1923 erfolgte eine neue Erhöhung, \ 
diese war von S000.-NMark auf 9000. -Iark.Während im übrigen ’ 
Deutschland die Grundlöhne schon wieder den Verhältnissen an- 41 
gepasst worden sind,hat sich im »aargebiet aber auch garnichts 
von weiten der Regierungskommission geregt,um wieder den ver- 
änderten Lohnverhältnissen und Teuerungsverhältnissen einiger- 
mußssn Rechnung zu tragen."enn nun schon im übrigen Deutsch- | 
land die Grundlohnerhöhungen nicht im dem Tempo erfolgt sind, 
wie die Geldentwertung vorwärts geschritten ist,so ist es für 9 
uns umso verständlicher ,warum die Regierungskommission immer 
Giese ürhöhungen noch lionäte lang zurückliegen ließ,ohne duß } 
sie sich für verpflichtet fühlte,den Krankenkassen diese ge- 
setzlichen Unterlögen zu schaffen,d&äß sie in der Lage sind, 
ihre Einnahmen entsprechend zu ihren Ausgaben zu gestalten. 
Wir sehen z.B.daß sich heute bei der Umstellung der Sozi&l- 
versicherung -in Franken Giese Versäumnispolitik der Regierung 
in bitterstem \aße rächen wird.Hätte man schon in der Vorzat 
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auf diesem Gebiet eine entsprechend yorsichtige Folitik betrie- 

ben,so hätten die Kassen heüte noch einigermaßen Neserven.Äber 
so muss heute die Umstellung vorgenommen werden bei leeren 

Kussen. Auch unsere "irtschäft im Saargebiet wäre in der Lage 
evresen,auch etwas höhere Beiträge den Krankenkussen im In- 
eresse Ihrer Versicherten zu leisten. 

Wenn ich mir die Beiträge zur. Invalidenversicherung 
und zur Unfüllversicherung vor Augen halte,so sage ich,ich | 
sehe das »spiegelbild,wie unwirtschaftlich,wie unsinnig es war, 
diese lersicherungszweige von dem grossen tragfähigen Bestand- 
teil loszulösen und in Ben kleinen engbegrenzten ee 
suf eigene Füsse zu_ stellen. In einem Gebiet von mur 700 000 
Einwohnern einen solchb teueren Apparat aufzuziehen,kann nicht 
im Interesse der Versicherten liegen. Ich gebe ohne weiteres 
zu,wenn sich in "irklichkeit irtschaftsverhältnisse im Siar- 
gebiet hergsusbilden sollten,die wir vielleicht heute alle 
nicht erwarten,daß das zutrifft,was der Herr Vorredaner gesugt 
hat,Alle Zeichen deuten darauf hin.ilenn wir unsere Rechnung 
zusammenstellen,was heute der Arbeitnehmer zu zahlen hat an 
Steuersbzug,an Krankenkassenabzug und Invälidenbeitrag, so 
wird sich ohne weiteres die Frage sufdrängen: Ist es möglich, 
d&ß das die "irtschaftsverhältnisse hier im Saargebiet ertr:- 

en können oder nicht ? "ir müssen auf diesem Gebiet verlangen 
der diese Fragen von der Regierun mmission eiliger behan- 
delt werden,denn es ist die Aufgabe der Regierungskommission 
Kittel und liege zu finden,die elmm&äl notwendig sind,um allen 
Sozialrentnern, den Invalidenrentnern,den !itwen und \isisen 
zu geben,wus sie heute unbedingt zum Lebensunterhalt notwen- h 
dig haben. Aus den Ausführungen des Vorredners ist ja ohne ı 
weiteres hervorgegangen,daß die Regierungskommission schon in 
der Vergangenheit in der Lage Reue Ren wäre,diesen Opfern zu | 
helfen,indem sie es nur zu gestatten notwendig hätte,daß die ; 
deıtschen Behörden ihre erhöhten Bezüge,ihre erhöhten soziülen 4# 
Renten usw.hier im Saargebiet zur Auszahlun bringen könnten. # 
„enn dies alles zutrifft,so dürfte es .cht ohne Weiteres L 
enzunehmen sein,daß man äuch durch diese Taktik,durch_diese 
Politik die Förderung betreffend Ummte DEE der vozialversiche- 
rung von Merk auf Zranken etwas schmackhafter,mächen wollte. 
aber eins möchte ich ganz besonders hervorgehoben 
h&ben und damit komme ich zum Schlusse meiner Ausführungen: 
Die Lohn-und Gehaltsempfänger des »aargebietes bilden das Gros % 
der Saarbevölkerung und sie haben wohl ein volles Anrecht daü- ' 
rauf,von der liberalen..- .. Völkerbundsregierung zu 1 
verlangen,daß auch im »aargebiet im Interesse dieser 90 oder 4 
95 der Bevölkerung,eine Arbeits-und Sozialpolitik getrieben 
wird. venn die Regierungskommission mitunter auf dem Standpunkt 
steht,wenn sie der lHeinung ist,daß sie dauernd gegen diese | 
Se völkerungsschicht, gegen die Mehrheit der Regier Bevölke- ‚ 
rung regieren kann,so dürfte sie eines -uages gZroßse Enttäu- il 
schungen erleben.\'erfen wir einen Rückblick.Die deutsche Arbei- |] 
terschaft hat sich ihre Organisation unter dem wilhelminischen 
System auf-und ausgebaut,trotz Ausnahme-und Zuchthausgesetzen 
und trotz YMıllitarismus.Äuch aie Arbeiterschaft des Saurge- ) 
bietes wird sich nicht abhalten lassen, ihren Kampf für Recht N 
und Freiheit zu führen und wirtschaftliche Gleichberechtigung | 
im »uargebiet zu erkämpfen,ohne Rücksicht darauf,ob die Regie- ı 
rungskommission es für notwendig findet,das Daargebietsvolk } 
unter die Notverordnung rem in stellen. Ls ist die grösste | 
Kulturschuande ‚die in diesem lioment_an dem Ssarvolk begangen Ei | 
ir | \ 4 
worden ist.Die Arbeiterschuft des vaurgebietes wird es wohl 
verstehen, genau so wie sie in der Vergängenheit,in der Vor- 
kriegszeit,in aan Fozwangen war,den Kampf gegen alle ' 
kusnähmebestimmungen zu führen,wird sie es auch hier im Szsur- \ 
gebietgebiet an nichts fehlen lussen ‚damit Recht, freiheit i 
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und wirtschäftliche Gleichberechtigung zum Ziele kommen. "1 
Vorsitzender _ = > 
In 
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rsitzender: Das "ort hot der Abgeordnete Dr,v. Vopelius! 


‚v.Vopelius (1,V.): Meine Dimen und Herren! Meine Purtei hat zu der 
Vorlage der Regierung im allgemeinen Wiesentliches nicht zu 
sugen.Ich werde im einzelnen darauf zurückkommen. (rer 

Durch den BEBRAMHeNEn Druck,welcher durch die lıif- | 
nıhmen der Regierungskommission auf der gunzen Bevölkerung { 
lestet und dufeh die Genfer Verhandlungen in nichts gemindert 9 
sondern vermehrt worden sind,ist es schwer,zu der Verordnung 
ee zu nehmen.!'enn wir trotzdem duzu Stellung nehmen, | 
so geschieht das im Sinne der Versicherungsnehmer ‚für eine 4 
Verbesserung der bestehenden Verhältnisse ‚was notwendig ist: 

nsere Stellungnahme zur Einführung des französischen Frünken 
als gesetzliches Zahlungsmittel wird durch unsere Begutäch- 
tung in keiner Weise berührt."ir halten die Umstellung auf 
den Frünken als verfehlt und sind der Meinung,da&ß dies auch 
uf der Grundlage in Nurk hätte geschehen können.Meine Pur- 
tei ist der Auffassung, daß die _Belastung,die durch die Un- 
stellung neu zu den sonstigen Belastungen kommt,so groß ist, 
daß man auf keinen Fall über die Vorlage hinausgehen kann. 
Bei der Saarıirtschaft liegen die Dinge so,daß sie am äus- 
sersten Ende ihrer Belastungsmöglichkeit angekommen ist und 
wenn der neue Entwurf wie berechnet auf die Betriebe eine 
unmittelbüre Mehrbelastung von 1.-Fränc pro Mann und Schicht 
mit sich bringt. Betr.der feiträge der Arbeitnehmer mb sich 
aa wirtschäftlich Benkende scgen,daß diese eine Belastung 
ür den Betrieb därstellen in Form eines höheren Lohnes und 





daß diese Belastung das ülleräusserste ist,was die Wirtsch.ft 9 
an der Saar zu tragen in der ag ıist,wenn sie es überhaupt | 
zu tragen in der Lage sein sollte.&Es ist berechnet worden, 
daß ohne die Belastung der Pensionskaussen,mur durch die ge- 
setzlichen sozialen lasten dem !iirtschaftsleben eine monät- | 
liche Zusgabe von der ungefähren Höhe der Löhne zweier Ar- N 
beitsschichten im Monat erwächst,c.lso eine Ausgabe von 8 » | 
uller Löhne im Jahr.Es bestehen auf Seiten der Arbeitnehmer- 4 
vertreter grosse Zweifel und Bedenken,wie es möglich ist, } 
die Kittel für die,durch die Vorlege erwuüchsenden Belastun- 
en zu bekommen,Man ist auf dieser weite klursehend genug. 
letsächlich läßt sich mit Gewißheit nicht Ssugen,ob es die 
Duarwirtschaft verträgt,dass aber,näch den "ünschen verschie- 
dener Pürteien über die Vorluge LuangeBingen werden kenn, 
lehnen wir ausdrücklich «b.Eine Mehrbelastung,die über das 
Ausserste des Möglichen geht, führt zum Ruin aus Yirtschaft | 
und zur Unmöglichkeit der Konkurrenz und damit trifft sie i 
nicht nur die Arbeitgeber,sondern &üuch die. Arbeitnehmer. Es | 
erwies sich aber aus_diesen übertriebenen \ünschen der Är- | 
nehmervertreter ‚wie dr Maren die Arbeitnehmerschuft ge- | 
neigt ist,den wirtschaftlichen löglichkeiten nächzugehen. \ 
Gewiß sind Ansätze vorhunden,daß sich ein gewisses Verständ- | 
nis der wirtschaftlichen Tragfähigkeit bei der Arbeiterschuft 1 
ne Gemeinschaftserbeit auf diesem Gebiet ist uber h 
noch | 
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sehr gering und es ist zu bedauern,däß dieser Gemein- 
Be nero 26 nicht die u geebnet werden.‘\!ir können be- ' 
ob&chten,deß im Veutschen Reich durch dort bestehende neu 
‚geschaffene Einrichtungen und zuch düdurch,daf; beispiels- 

weise in den Betriebsräten Tragen wirtschuftlicher Natur eine | 
mehr oder weniger eingehende X AEaTEL Une erführen,in vielen | 
Fällen eine Übereinstimmung der Arbeitgeber und Arbeitneh- j 
mer zu Maßnihmen herbeigeführt wird,die sonst von der Är- 1 
beitnehmerschaft zweifellos nicht zu erreichen gewesen wärc. 4 
Es ist deshalb zu bedsuern,daß diese Möglichkeit gegenseiti- 
ger wirtschaftlicher Aufklärung im »aurgebiet Kichs besteht i 


und 
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und ich finde es unbegreiflich,dal: die Unternehmer nicht nit 
Nechdruck sich bei der Regierungskommission dafür eingesetzt 
haben,d&aß beispielsweise das Betriebsrätegesetz nicht zur Lin- 
führung kommt."ir sind durchaus damit einverstanden,wenn die 

Regierung eine Vorlage auf Binführung des Betriebsrätegesetzes 


mücht. 
| (Zurufe : Hört,hört !) 


Es ist mir bekannt,dass eine ganze Reihe Arbeitgeber der Lin- 
führung dieses Gesetzes "keinen ernstlichen Widerstand geben 
werden,schon deshalb nicht,weil manche Funkte,welche auch in 
der vorliegenden Verordnung zur Diskussion stehen, bei_Bestehen 
von Retriebsräten names Eetiöe eklärt worden wären. Ich möchte 
die Vertreter der Arbeitnehmer dareuf hinweisen,dafür zu sorgen, 
daR das Betriebsrätegesetz eingeführt wird,denn ein großer leil 
der Arbeitgeber hat den wunsch und das Bedürfnis dazu. 


( Zurufe: Hört,hört !) 


Zu diesem Punkt der Einführung dieses Gesetzes weise ich auf 
die Unfallgefahren hin,ferner auch _darauf,daß seitens der Är- 
beitnehmer gesagt wird,eine ganze Reihe von Unfällen könnte 
vermieden werden,wenn bessre Unfallverhütungsvorschriften be- 
ständen. Ich weise ferner Beraul hin, dab Bere Fragen der 
Arbeiterrechtspolitik im Saargebiet durch die zögernde Haltung 
der Bin Fra skommission,nicht zu einer allen Teilen gerecht 
wercenden £r BE kommen und daß das Schlichtungsverfähren 
noch ruhend zuf den Grundsätzen des alten Hilfsdienstgesetzes 
in keiner leise uls befriedigend sngesehen werden kann.Bis 
jetzt konnten nur Einzelpersonen und kLinzelunternehmr recht- 
mässig vor dem Schlichtungsausschuß als Parteien auftreten 
und die rear ioneR der Arbeitgeber und Arbeitnehmer konn- 
ten den Schlichtungsausschuß nur als rege anrufen,on- 
ne da es möglich ist,an höhere und vielleicht bessere unter- 
richtete Instanzen zur endgültigen Klarstellung zu üppellieren. 
Derartige ie sollten beseitigt werden,um den Boden des 
Vertrauens zul dem sich in unserer modernen Zeit Arbeitnehmer 
und Arbeitgeber gegenüberstehen sollten,zu verbreitern und 
diesen beiden "irtschaftsgruppen das Bewusstsein zu geben,daß 
wir zuch im »a&rgebiet nicht Schlechter behandelt werden soLL- 
ten wie im Reich. / 
Za der Verordnung selbst möchte ich bemerken,daß 
meine Partei im allgemeinen mit den Absichten der Regierungs- 
kommission einverständen ist.Ich habe der Regierungskomission 
gegenüber den dringenden "unsch,daß bevor derartige Verord- 
nungsentwürfe dem Lendesraät vorgelegt werden,diese den wirt- 
schaftlichen Vertretungen im Saargebiet zur Kenntuis vorgelegt 
WELOls 


( Zuruf: Sehr richtig ! ) 


Es ist nicht zu viel verlangt. Durch eine er Ürien- 
tierung bei den «irtschäftsvertretungen würde die Kegierungs- 
kommission in die lage gesetzt,eine tordege einzubringen ‚wel- 
che in weiser Abwägung gegensätzlicher Interessen dem von &l- 
len »eiten als wünschenswert Anuerkannten möglich nahe komne. 

‚Zar Verordnung selbst möchte ich auf einzelne Para- 
ag nicht eingehen,wohl habe ich zu einzelnen etwas unzu- 
ühren: | 


Zu Abschnitt II mß ich bemerken,deß meine Partei 
gegen die Versicherungspflichtgrenze von 8000.-Pres.keine Be- 


denken 
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da, 
Bedenken hät,aber eine weitere Erhöhung nicht gutheiften künn. 


Za Artikel 5 Grundlohn. "ir können uns mit der Ihuü- | 
grenze von 1l6.-Franes nicht einverstenden erklären.Ls ist 
eine bekannte Tutsache,duß bei hohen Krankengeldsätzen, die | 
Arbeitslust zurückgeht und das sind Erfahrungen ‚die im Saur- 

ebiet nicht unbekäunt sind. Wir geben zu,daßb die Urtskran- 
enkassen zur Deckung ihrer Verwaltungskosten,die Iußgrenze 
so gesetzt werden mıß,und die Kanngrenze auf 20.-Fres.lieine 
Fraktion ist der Ansicht,daß der Unterschied zwischen l!uß-und 
Kenngrenze viel zu gering ist.Die lußgrenze im Reich beträgt 
2400.-und die Kanngrenze 1400.-M.Tir schlagen deshalb für den 
5 folgende Feossung vor: 


" Bei der Festsetzung des Grunälohnes,mfß der ınf- 
elt festgesetzt werden,soweit er fünf Franken für den 
Be ne nicht BERN SET ulie Satzung kann ihn je- 
doch darüber hinaus berücksichtigen,soweit er 2 
(zwanzig) Franken für den Arbeitstag nicht übersteigt. 


- 
— 


da den inderen Artikeln werden wir in der Spezialdebatte Ge- 
legenheit haben,därauf zurückzukomnen. 


Reinhard ( Kom. ):ı Keine Damen und Herren! \ir haben kein anderes 
Interesse ‚wie das Interesse der schaäffenden Klassen zu vertre- 
ten. Zur Sozialversztherung möchte ich folgendes sagen: 


Es wird immer betont daß Deutschland an der Spitze mir- 
schiert,äber heute können wir etw«us anderes feststellen. Dis 
ehemalige Deutsche Reich besteht nicht _mehr.Der imperiallis- 
tische Rerik hat gebracht,daß der ein Recht hst,der Kunonen 
und Bajonette hat. Men hat die maßgebenden Industriezentren 
von Deutschland abgetrennt. 

ir h&ben Fälle zu verzeichnen in puncto Invaliden-und 
Unfallversicherung,wo schon 3 Jahre Bechen schweben zwischen 
Oberversicherungsamt hier und Bonn.Jedes erklärt,es sei nicht 
ee ist _die widersinnige Arbeit der kapitalistischen 
Gesellschaft. Die Leute können ja inzwischen verderben und Un- 
tergehen.";enn wir heite herkommen und wollen diese Soziulver- 
sicherung äufbauen,so sage ich schon im Voraus,das wird uns 
mißglücken,denn das Daargebiet ist zu klein,um etwus derarti- 
ges grosszüzigcs zu Schülfen.Man hat das Ssargebiet aus dem 

‘ Verband herausgerissen in den gehört,man h&ät die Anarchie ge- 
schaffen unä weiß nicht,wie man.derer Herr werden soll. 
Der französische Franken hat eine grössere Kaufkraft 
&ls die deutsche \ikrk,aber wer gibt uns die Garantie,daß sich | 
der französische Franken nicht auf derselben Rutschbahn befin- 9 
det,auf der sich die deutsche Mark befindet,Wir haben mur ge- 
sagt,daß wir die kEiführung irgend einer Währung verlungen,um | 
eine gleichmässige Sntlohnung der Arbeiterschaft zu gewähr- | 
leisten.Das war die Frage ‚die wir vorausgeschickt häben. | 
Ich möchte etwas herzusholen, was schon besprochen vwur- | 
! 
| 
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de.Die Herren Arbeitgeber sind dufür,daß die Sozialverszehe- 
rung verbessert wird,aber Sie sind nicht dafür ,dah man sie 
aufgrund ihrer Gewinne heranzieht.Sie wehren sıch und stellen 
sich auf den Standpunkt der Regierungskommission,der wohllöb- 
lichen Regierungskömmission,die uns mit liohlwollen regiert. 
Wenn sie einig gehen,so beweist das,de? wir Kommunisten Recht 
behalten haüben.Der Arbeiter het kein Veterländ.'enn men in der 
Unfaellversicherung sieht,d«ß die Arbeitgeber erklären,es sei 
unmöglich die Grundlöhne zu erhöhen,so sage ich Ihnen, meine 
Damen und Nerren,es ist möglich.Es wird dadurch möglich sein, if 





94 
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d&:Rß sie den Arbeitern ein Lohu-und Sedingesystem geben.Ich vreii 
«ls pezrktischer Arbeiter am besten,deß man »icherungsgesetze 
BEL um Unfälle zu verhüten.Aber ‚was nützen die Gesetze alle, 
venn die nternenmer die politische licht haben und es ihnen 
erluubt ist,die ©achen so zu setzen,wie es ihnen paßt.!ür wis- 
sen als Bergarbeiter,deß stuts gegen die Gesetze verstossen vwor- 
den ist,weil die Gedinge rezu ziert wurden und der Arbeiter ge- 
zwungen wurde,die Schutzmaßnahmen ausser Acht zu lossen.ir hi- 
ben ein Interesse daran,das Leben der arbeitenden Klässe u 
schützen.Is Unfallgesetz soll kein Institut sein,das denen die 
verunglückt sind,eine Rente zchlt,sondern es soll auch ein ln- 
füllverhütungsinstitut sein,indem es die Arbeitgeber zwingt, d@- 
für zu sorgen,daß keine Unfälle vorkomen.Ich erläube mir nocäa 
euf die Frage hinzuweisen,daß man im alten Unfullversicherungs- | 
gesetz die Reichs-bezw. Staatsbeumten mit einbezogen hüt. Ich ' 
wünsche von der Regierungskommission,d.eß dieses Gesetz im Süar- | 
gebiet auch auf die Kommunalbeamten und Angestellten ausgedenat | 
wird,weil unter den kommnalen Angestellten, Leute dübei sina, 
die ıhr Leben riskieren, Baumeister usw. 

was nun auf der anderen Seite,die Invaliden-und Ange- 
stelltenversicherung &nlangt,so wünschen wir,d&ß man einsieht, 
de.ß diese beiden Versicherungen auf einander eingerichtet wer- 
den. Im Saargebiet ist in vielen Fällen die Tatsache zu verzeich- 
nen,daß einzelne Arbeiter,die sich aus dem Arbeiterverhälznis | 
herausgeurbeitet haben, gezirungen sind, aufgrund der heutigen | 
De FERe Yang, zu kleben.Hier muß unbedingt Re etwas geschaffen | 
werden. 


( Unruhe beim Zentrun,diüher der letzte Suütz unverständlich) ! 
rsitzender: Das liort ht der Abgeordnete Schmoll ! | 


hmoll (V.£f.T.u.L.): Meine Dümen und Herren! Bei der Beritung der 
vorliegenden Gesetzentwürfe hüben wir uns im Großen und Ganzen 
den Beschlüssen,wie sie in dem Xommissionsbericht ae a 
sind,angeschlossen. ir wünschen einen weiteren Ausbiu der sozi- 
len Gesetzgebung und wir bedauern vor allen Dingen,duaß dieser 
Ausb:u der sozialen Gesetzgebung nicht Schritt ehalten hit mit 
der deutschen Gesetzgebung und daß dadurch die entenempfänger 
BRSHEAET worden sind,indem sie die Bezüge ,wie sie in Deutsch- | 
and gegeben wurden sind,im Suurgebiet nicht bezogen hiüben. Ich | 
will zul Binzelheiten nicht eingehen und beh&lte mir vor,dort 
wo wir in Kleinigkeiten von den Kommissionsbeschlüssen abge- | 
wichen sind,diese Punkte in der Spezialdebitte zu berühren. 
ir bedauern zuch,daß die sozialen Versicherungen im re | 
von der des Deutschen Reiches losgelöst worden sind, Wir glauben, 7 
0:5 sich dadurch äuch erhebliche Nachteile für die Versicherungs- 
nehmer sotrohl «ls auch für die Arbeitgeber ergeben werden. Ich | 
will mich kurz fussen und werde auf die Punkte,die ich noch zu | 
berühren hübe ‚in der Spezialdebutte zurückkomnen. 


min 
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rsitzender: Das "ort hät der Abgeordnete Reinhard! 


inhard (Komm. ): Meine Damen und Herren! Die Debütte,die heute hier 
geführt wird in der Frage der Umstellung der Sozi&ülversicherun 
oder vuf gut deutsch gesaugt,wie die Kommission glaubt,in der 
Verbesserung der sozi&älen Versicherung,die beweist aufs neue, 
daß die Sozıülversicherung,die früher geschaffen wurde auf Brär- 9 
gen der Arbeitervertreter durch die’ Kepitalistische Gesellsch.fts-? 
ordnung,allmählich ihre Yirkung verloren hat oder noch verlicr:. 7 
Die Entivertung des Geldes in allen Staaten, beweist jeden Tı.g 
besser,duß man die Arbeiter in ihrer Versicherung betrogen nit. | 
"ıllionen von Arbeiter h&ben Jührzehnte lung vollwertige Bei- | 
träge gezahlt,es wurdei. ungeheuere Sumncn in den einzelnen Ver- | 
Sicherungen _ > 
nn 
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Versicherungen üngehäuft.Diese Gelder haben keinen \ert mehr. 
Dice Arbeiter sind heute ,trotz ihrer jührzehnterangen Versiche- 
rung ‚gezwungen zu srbeiten,bis sie umfullen. Das sehen wir in 
«allen Versicherungen verzeichnet und alle Bemühungen,die wir, 
uns geben,um diesen Versicherungen noch einen besseren Anstrich 
zu geben werden an dem Wahnsinn der kapitalistischen Gesell- 
schäft scheitern. Das hat mich im Großen und ganzen nicht gewunde 
dert,daß besonders die Vertreter ‘der Schwerindustrie sich &u 
den Standpunkt der Regierungsvorlage versteifen.Sie wehren sich 
bekanntlich,wenn es gilt,irgend etwas aus ihrem Geldbeutel 
herauszugeben und der Allgemeinheit zu helfen.Ja,meine Damen | 
und Herren,es ist leicht,in den Zeitungen immer wieder sein 
Deutschtum zu betonen.Es ist leicht,immer wieder der lasse zu | 
Bagen ‚wir sind für dieses und jenes.#ber man mıß es auch in ale 
T&t umsetzen.'enn man sagt,die Vertreter der Arbeitmehmer ver- 
langen unmögliches von uns,so sage ich,daß die Vertreter der 
Arbeitgeberschaft bisher von der Arbeiterschaft Sue hen 
verlangt haben.Sie sind schuld,daß Europa und zwar 90 % der 
schüffenden Klasse heute mit Rıesenschritten immer mehr dem 
Blend entgegengeht,vie sind schuld daran,indem sie aus imperi- 
zlistischen Gelüsten die \assen gegeneinandergeshetzt haben. 
Sie sind schuld daran,wenn die lMenschheit dem Bankrott entgegen- 
eilt. "enn Sie auch heute hierherkommen und erzählen uns ‚wir 
sind für die Einführung des Betriebsrätegesetzes .Ich wundere 
mich nicht darüber.lian hät es verstunden,aus dem Betriebsräte- 
esetz etwas zu Schaäffen,dss,wie früher Sinm. hier ein Vertre- 
er der Arbeitnehmer gesagt hat," das weiße »albe darstellt." 
Es ist in "irklichkeit nur noch ein Werk der Arbeitgeber ,um die 
rbeitnehmer in >chüch zu halten.Das möchte ich vorausschicken 
und zu dem sagen,was Herr pe tue in der Frage des Betriebs- 
rätegesetzes meint.!ie die Herren ‘die Betriebsräte auffassen, da- 
rüber könnte mun nnjenlang 6 rechen. Ich will aber heute die 
Herren nicht auf die lange nk ziehen,damit sie nicht in ihren 
Blättern schreiben können: Die Kommunisten haben wieder eine 
lenge Rede gehalten. " 


5 ( L&eehen ! | | e 
Ich weiß es, daß man es sagt,es ist allerdings unangenehm !r 
sollen auch in den schönen Reden mit spielen,das Deutschtun | 
2 aeen und den Hungerriemen anziehen. Dieses müchen wir nicht 
mit. 
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Jorsitzender: Das ort hat der Abgeordnete Dr.Scheuer! 


r.Scheuer (D.P.): leine Dumen und Herren! Ich will mich nicht auf 
. Rednerpult begeben,sondern ich will von hier aus nur einige 
kurze &llegmeine Bemerkungen zur »cche machen. In der Speziäl- 
debatte wird mir noch Gelegenheit ee gen bie zlich 
zu äussern.Ich stimme den zwei Verordnungen zu.Die Zustimmung 
zu den Verordnungen E 
betr.Zinführung des Gesetzes über Änderung der Reichs- 
versicherungsordnung vom 2l.Juli 1922 (BGBL.S.654) 


2) betr.kinführung des Gesetzes üner Änderung des Ver- | 
sicheruugsgesetzes für Angestellte und der Neichsver- # 
De RR Fran vom 10.November 1922 (RGBL.Nr.76/1922 


. — — 
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fällt mir sehr leicht.Es handelt sich um deutsche Gesetze.Die E 
Einführung deutscher Gesetze hat immer etwas Gutes für sich,diese # 
sind eingehend durchber..ten und von Süchverständigen und den 
zuständigen Pürlumenten,geniu geprüft. Infolgedessen kann mun 
sich darauf verlüssen,deß sie nur Gutes bringen. Bezüglich der 


Verordnung 
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der SORGTEN betrı des Versicherungsgesetzes für Angestellte 
möchte ich allerdings bemerken,d&üß sie für einzelne Arbeitgebsr 
Lusten bringt,die;weil die betreffenden Gebührenordnungen Immör 
noch nicht vorgelegt. sind, für die Arbeitgeber sehr Schwer zu 
tragen sind,zumal wie ich hier betone,die Jlasten gewöhnlich von 
Arbeitgeber &llein ne worden sind.Ich neune hier die Reehts- 9 
anwälte,die neuen ‚Abänderungen sind schon so lange vorgenomnen, 

sind aber bisher dem Ländesr«t noch nicht zugegangen.Nun bringt 
diese Verordnung den Rechtsänwälten schon wieder neue Beiträgc- 
ich betone nochmaäls,die Beiträge sind von den Rechtsanwälten 
bisher gewöhnlich üullein getragen worden, -wieder neue lüstei, 
ohne daß ihnen neue kinnahmen gegenüberstehen, Ich möchte hier 
von dieser Stelle wiederholt die Anfrage un die Regierungskon- 
mission richten,wo die neue Gebührenordnung für Rechtsanwäl"s 
bleibt. Etwas schwerer,als_die er IE zu den beiden ersten ' 
Verordnungen zu geben, fällt mir die Zustimmung zu der 3. Verord- 1 
nung betr.Umstellung der re in Franc. Diese N 
Verordnung ist,wie es such in dem Bericht heißt,in natürlicher } 
Konsequenz der Umstellung auf den Franken geschaffen worden. 
Wir können die Verordnung unmöglich ablehnen,wir müssen ihr zu- | 
stimmen, Ich betone ..ber ausdrücklich,d&aß es ein Sprung ins huk- 9 
le ist.Dus ist von Herm Kurius ziemlich deutlich susgeführt ' 
worden.Naun weiß nicht,können die Industrie und die Wirtschaft 
diese neuen L.sten tragen oder nicht.Äber wie dem auch sei,m.n ı 
maß den Versuch mächen. Mißlingt er,dann sind wir nicht schulo, | 
sondern die Schuld trifft diejenigen,die die Soziaälversicherung 
von dem großen Reichsverband £bgeschnitten und die den Franken i 
begünstigt haben und die system«tisch darauf ausgegangen sind, 

zus dem »aurgebiet einen Derestnuh zu müchen. | 


rsitzender:Das Yoort hat der Abgeordnete Krıtz ! 
retz (Z.): Meine Demen und Herren! Der Abgeordnete von Vopelius 
hat hier zunächst einmal seine Zustimmung gegeben als’ Arbeit- 
ebervertreter und Vertreter der Liberzlen Volkspartei das &- 
riebsrätegesetz im Saurgebiet einzuführen. | 
Wenn’er den ÄArbeitervertretern den Vorwurf macht,sie hät- I 
ten sich nicht genügend dafür eingesetzt,so stimmt dus wohl 
nicht ganz.Die forderungen sind wiederholt bei der Regierungs- 
kommission vorgebracht worden und sind gescheitert, trotzdem dis 
HRegierungskommission nach dem Versailler Ver- 9% 
trag dem französischen Arbeitgeber BR RUDer keine andere Pilicht | 
het als dem Löndesrat gegenüber ‚nämlich ihn zu befragen. Es xe- 49 
steht nur_der Unterschied,daß die Befragung dort zu ausschlig- 
sebenden Bestimmungen wird und hier die Befragung in den Fuüpier- 3 
korb wandert. Daß Herr Dr.v. Vopelius der arbeitsrechtlichen | 
en des Reichs seine Zustimmung. gegeben hat,erkennen wir i 
als denkbar an,umsomehr als es den Änschein hat die soziale ; 
Rückständigkeit,die durch die Abtrennung vom Reich verursacht | 
worden ist,zu beseitigen. Es ist sicher,wenn wir die »chlich- 4 
tungssusschüsse hätten,wie im Reich,dann wäre der wirtschaft- \ 
liche Kampf sicher nicht ausgebrochen.&s fehlt hier die Instanz | 
die imstande ist,Arbeitgeber und Arbeitnehmer verbindlich un | 
den lisch zu bringen.Wir werden nach wie vor eindringlichst von | 
der Regierungskommission fordern,daß sie die obligatorischen 
Ausschüsse einführt.\/enn man nur eine Spur sehen würde ,dann 1 
hätten wir die obligatorischen Angestelltenausschüsse,. Sie | 
stehen wohl &uf dem Papier.Wir verlangen als Abschlagszahlung | 
des Betriebsrätegesetzes die Binführung obligatorischer Angs- 
stelltenausschüsse. 

Was die Frage der verschiedenen Soziäalversicherungen 
angeht,so tregen die Vorschläße,die die Kommission gemacht hat, 
der wirtschaftlichen Schwierigkeit und unglücklichen Situstıor | 

enügend Rechnung. ir verlangen, daß die Rente ungefähr die Hsli- 1 
e der Friedensrente beträgt. | 
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Ich halte es für falsch einen Moment der Sturken Wirtschufts- 
krise seitens der Arbeitgeber rg zu lassen. Das 

ist die grundsätzliche Frage,wie weit die FEB TRnE zu gehen 
hat.Die Arankenversicherung wird in vielen Fällen leistungs- 
fähig,de der wirklich verdiente Lohn als Grundlohn festgelegt 


wird. ... | 
Ähnlich verhält es sich mit der Unfallrente.Früher be- 
ee sie bei 100 % Erwerbsunfähigkeit 2/3 des durchschitt- 
lichen Arbeitsverdienstes.Ganz besonders habe ich bedauert, 
duß bezüglich u gehe nee nicht entge- 
Bor kommen will,Die Versicherungspflichtgrenze betrug früher 
000.-Goldmark, wenn wir umrechnen,müßten wir 20 000.-Franken 
fordern.!'enn wir nur 12 000.-Franken fordern,tıagen wir der 
Industrie genügend Rechnung.Es ist ausserdem zuberücksichtigen 
wenn eine ganze Reihe von Gesetzen, Angestellte als versicherungs 
flichtig jeststellen,die aber aus der Versicherung ohne wei- 
eres wieder ausscheiden,das wäre derselbe Unsinn. ‘ir haben 
esagt , Arbeiter im Sinne dieses Gesetzes sind technische Be- 
riebsangestellte,sofern diese nicht Aufsichtspersonen über 
gevrerbliche Arbeiter sind. Also einen derurtigen Unsinn könren 
wir und die Versicherungsanstalt für Angestellte nicht mit- 
mü&chen.Es kommt noch hinzu,daß sich diese Versicherungspflicht 
grenze sehr unsozial auswirken würde. Im BugloEen Betrieb Gie 
leiche Zahl von Ängestellten.Der eine hat Xinder,der ‘andere 
&t keine Kinder:Der Verheiratete ohne Kinder kann doch nocn 
eine Rücklage machen.Es müssen also 12 000.-Franken bestehen 
bleiben.Dann erscheint es uns analcg,neue Beitragsklassen 
zu schaffen, damit die Angestelltenversicherung für das »aurge- 
biet lebensfähig wird. ir halten es für ea ne> notwendig, 
daß ein Zuschuß aus der Landeskasse gezählt wird:Die Mtteil 
werden vorhanden Bein.Es fehlt nur an dem guten \lillen der 
Regierungskommission,die ja in dem Brief des Präsidenten | 
Reult zu erkennen gegeben hat,daß ihr das Üchl der Sozialrent- 
ner so am Herzen liegt. 1 Tr } 
Denn habe, ich einen kleinen Irrtum zu berichtigen, ber 
Herr Kollege Reinhard hat ausgeführt,daß_ der Zustand, daß_Per- 
sonen zur Ängestelltenversicherung und gleichzeitig zur In- 
validenversicherung Pflichtbeiträge zu zahlen hätten,sauch im 
aargebiet noch weiterbestehen würde.Des ist nicht richtig. 
Die Grenze der Invalidenversicherungspflicht ist scharf ı.bge- 
grenzt.Die betreffenden Paragraphen sind deshalb geblieben, 
weil lediglich dadurch noch die Änwartschaft bei der Invali- 
denversicherung oder an ge Hanhingirpd. bp aufrecht erh:.l- 
ten wird bis zur Einführung der diesbezüglichen Bestimmungen. 
Ich bitte die Regierungskommission zum Schluß, dü? 
Br ee mit sie uns neusten at,uuch in dieser Beziehung 
srfüllt, 


Suyamag ay2sıydmubousis US7204g4005 H 7 


= z— 


rsitzender: Das Wort hat der Abgeordnete Hoffmann ! 


ffmönn (Soz,): Meine Damen und Herren! Die Hohen vertragschliessen- 
den llächte _h&ben bei der Schaffung des Vertrüges von Versıil- 
les in Teil 18 des Vertrages Abschnitt I ‚Orgünisation der 
Arbeit,folgendes niedergelegt: 


' De der Völkerbund die Begründung des Weltfriedens 
zum Ziele hat und ein solcher Frieden r»r auf der Grundl::g: 
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SEN? 
| werden 
Grundlage der sozialen reENtigkeit begründe#)\k.an,und d&ü 
ferner Ärbeitsbedingungen bestehen,welche für eine große Zuhl 
von nd ae Jah rel mc Elend und Entbehrungen mit sich 
bringen,durch die eine erartige Unzufriedenheit erzeugt wird, 
d&ß der \ieltfriede und die welteintracht in Gefahr geräüten, 
und eine Verbesserung dieser Verhältnisse dringend erforder- 
lich ist,z.B.in bezug auf die Regelung der Arbeitszeit,die 
EI FADENLE eines a Be und einer lieximalürbeits- 
woche,die Regelung des Arbeitsmärktes,die Bekämpfung der Ar- 
beitslosigkeit,die Sicherstellung eines Lohnes,der ungemesse- 
ne Daseinsbedingungen gewährleistet,den Schutz der Arbeiter 
gegen allgemeine und Berufskrankheiten und Arbeitsunfälle, den 
Schutz der Kinder ee Frauen, die Alters- und 
nvälidenrenten, den Schutz der Jnteressen der im Auslande be- 
schäftigten Arbeiter, die Anerkennung des Grundsützes der Kos- 
litionsfreiheit, die Organisation der beruflichen und techni- 
schen r.:6.3* Fortbildung und andere gleichürtige M:ßnchmen ; 
ca endlich die Nichtannahme wirklich menschemwürdiger Ar- 
beitsbedingungen durch einen Staat ein Hindernis für die Ee- 
mühungen der anderen Nationen bedeutet, welche dus los der 
Arbeiter ihrer eigenen länder zu bessern wünschen, 

"so haben die hohen vertragschließenden Pärteien, bewegt 
durch Gefühle der Gerechtigkeit und der Menschlächkeit, wie 
such durch den Wunsch, einen dauernden Weltfrieden zu Sichern, 
folgendes vereinbart. Es kommen dann die Artikel über das 
internationale Arbeitsamt usw. " 


Nun wissen wir, däß wir unsere Entsteh dem Vertrug 
von Versailles und dem Völkerbund zu verdanken haben. Das 
Seargebiet hat bekanntlich seine Entstehung diesem a zu 
verdanken. Es wird darum nach meinem Mıfürhalten die Aufgabe 
der Regierungskomission sein, diese lünsche des Vertrages 
vo:; Versailles hier im Saargebiet zu erfüllen, und besonders 
in der Hinsicht in der Frage der Sozialpolitik der ganzen 
Gesetzgebung, des Arbeitswesens im Saargebiet den Wünschen 
der lächte, die bei Schaffung des Vertrages von Versailles 
dügewesen sind und auch diesen Vertrag unterzeichnet haben, 
Rechnung zu tragen. Darum glaube ich in meinen Ausführungen 
derauf ninweisen zu wollen, daß wir auch im Saurgebiet ein | 
Anrecht derauf ha&üben, daß die Wünsche in der Sozinlgesetzgebung, 
des Arbeitsrechtes usw. ohne | 
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Y Weiteres uus dem Vertrag von 
Versailles zu begründen sind. Nun haben wir in der Soziülver- 
sicherung heute eine \ienge von Entwürfen einer erhalten, 
wir haben die kinführung deutscher Gesetze vorgelegt erhalten, 
die nech meinem DefürhzIlten ja auch schon etwas verspätet ıun- 
kommen. “ir haben des Weiteren über @uch die Umstellung der 

Dozii:lgesctzgebung in Franken vorliegen. Sie alle wissen 
cuß uns je auch ein Entwurf vorliegt, worin die gesetzliche 
"ährung auf den Franken aufgebaut werden soll. Die Umstel- 
une der Soziälversicherung in Franken ist nuüch meinem D&i- 
fürhalten ohne Weitercs dieserhalb uns zugegangen, ich nehme 
en, sic wäre uns, wenn die Währungsfrage nicht Geng und febe 
geworden wäre, nicht vorgelegt worden. Und ich kann sugen, 
wir stehen «uf dem Standpun daß men nicht nur «üllein 
die Umstellung betätigen sollte, sondern der ganze Bau der 
Reichsversicherungsordnung ist nach unserem Dufürhalten 
ee zT tip. Sie alle wissen, daß men in Deutschland 
schon längere Zeit daran arbeitet, um diese Umstellung fertig 
bringen zu können. Wir fordern besonders, und das sind die 
„ndaueruden Forderungen der christlichen, der freien und der 
soziüc:idemokrütischen Gewerkschäften, daß die deutsche Reichs- 
versicherungsordnung bedeutend reformiert werden mıss und daß 
cicse Reform sobald wie möglich durchgesetzt werden mıss, ‚ir 
werden ja im Sasrgebiet warten müssen, bis diese Reform iu | 
Deutschland gemacht ist.. Aber ich kann suügen, ich stehe auf dem % 
Standpunkt, .oder meine Partei steht auf dem Standpunkt, d&ß 
nıch unserem Defürhalten auch einäml die Regierungskommission 
im vaurgebiet der deutschen Gesetzgebung da mit einem guten 
Beispisl vorangehen könnte. Auch die freien und ei 
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christlichen Gewerkschaften häben diesbezügliche Wünsche 
wiederholt an die Regierungskomission geleitet. Wir hüben 
innerhalb der freien Gewerkschaften Denkschriften verfasst, 
die christlichen Gewerkschaften heben dasselbe getan; bis 
jetzt haben wir dercuf noch nichts zu hören bekommen, "ir 
können feststellen, daß min bis jetzt in der Frage Such 
‘noch richt Fühlung mit den Organısütionen genommen hat, umin 
der Sozislversicherung den lfünschen der in Frage kommenden 
Arbeiterklassen Rechnung zu tragen. ° ir TIordern, das ıst 
auch dis Forderung der Säanzen deutschen Arbeiterbewegung, 

daß die Reichsversicherungsordnung zusammengefasst wird ın 
seiner Arbeiter- und Angestelltenversicherung. Wohl ist die 
Reichsversicherungsordnung durch den deutschen Reichstag im 
Jahre 1911 reformiert worden, neu verfesst und zusammenge- 
stellt worden. Die Krunkenvrersicherung, die Unfallversiche- 
rung, die Jnvalidenversicherung wurde zusammengelegt in einer 
Reichsversicherungsordnung, _Diese ug Eiger ist aber nicht 
ganz einheitlich aufgebaut, besonders de _ die Ängestelltenver-- 
Sicherung noch hinzukem und auch dieser Bau wieder für sich 
extra aufmarschist. Die deutsche Arbeiterversicherung an und 
für sich, auch die Angestelltenversicherung, ist nach meinen 
Dafürhalten reformbedürftig: Die deutsche Ärbeiterversiche- 
rung ist nicht einheitlich aufgebaut, sondern von 3 Haupt-- 
stämmen unabhängig zusammengestellt worden. Und ich kann 
sagen, deß nach meinem Dafürhelten und nach dem gleichen Dau- 
fürhalten der sozialgesetzgebcrisch bewanderten Leute in 
Deutschläönd eine Zusammenlegung des ganzen Versicherungszweiges 
nötig wäre. Die Krankenversicherung, örtlich gegliedert. 
leidet an ungeheuerer Zersplitterung in Organisation und _ 
Verwaltung, und die Unfallversicherung, beruflich gegliedert, 
ist der Mitverwaltung der Arbeiter ganz entschwunden und die 
Inv&lidenversicherung territorisl gegliedert, ist überwiegend 
würokrstisch verwaltet. Und der Herr Abgeordnete von Vope- 
lius hat vorhin bemängeln zu können geglaubt, wir wären oe- 
sonders dahingehend immer bereit, in der Unfällversicherung 
große Forderungen aufzudtellen. Jch kann sagen, daß meine 
politischen Freunde in Deutschland und auch im Saargebiet 

auch von gewerkschaftlicher Seite auf dem Standpunkt stehen: 
Wir wollen sogar Beiträge leisten zur Unfallversicherung, wir 
wollen nber auch ein Mitverwaltungsrecht in der ganzen Un- 
fallversicherung haben. Die Jnstanzen müssen paritätisch 
eingerichtet werden, Beitragszahlung müsste zum Teil von 
Staat, zu einen Teil vom Arbeitgeber und schließlich auch 

zu einem Teil vom Arbeitnehmer getragen werden. Die Reichs- 
versicherungsordnung hat wohl, wie ich schon oben ausgeführt. 
habe, eine gewisse zusammenfessende I ee db 
Spruchinstanzen gebracht, aber keine Vereinheitlichung der 
Organisation. Das Organısationsbild der Krankenkassen ist 


besonders Auch bürokrestisch veranlagt, und die Landkrankenkasse 


en und für sich haben eine derartige Gestaltung, daß die 
ganze Situation verwirkt wird. Der leitende Gedanke, 'dıe 


gesamte Arbeiterversicherung zu einem einzigen großen Bau zu- 


sammenzufassen, ist auch bei der Schaffung der Reichsver- 
Sicherungsordnung richt ganz berücksichtigt worden, Kine 
völlige sonderinstunz, wie ich schon ausgeführt habe, nimmt 


die Angestelltenversicherung ein. Es ist ein ganz eigenuürti- 4 


ger Bu entstanden, Und auch dort wäre es nötig, daß dem "un- 
Sche der sozialpolitischen Kreise in Deutschland und auch im 
Beargebiet nach a a ne Ben en wird, damit die 
Zusemmenlegung endlich einmal durchgesetzt werden kenn. Für 
die eg sprechen eine lenge großer Vorteile: Die 
De RFaChRUE ler Organisetion, die Vebersichtlichkeit der 
Rechte und Pflichten, Verbilligung der ganzen Verwaltung und 


daher Vervollkommnung der Versicherungsleistungen, Ausglei- “ 
chung der Gegensätze und des ganzen sozialpolitischern Anschens;? 
daS die Linwände und Hindernisse ihnen gegenüber zu gering, s 
sind und zurücktreten müssen, .. EN SEE RR 
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müssens Vor allen Dinzen ist die sozialpolitische Ent- 1 
wickelung in der Zukunft auf dem Gebiete der Arbeiter- 1 
versicherung berufen, die Grundsätze der Mitverwaltung, 4 
die Arundsätzo der Selbstverwaltung und der Parität der | 
Unternehmer und Arbeiter zur vollen Anerkennung und Gel- | 
tung zu dringen. | 


Vorsitzender: Tiortmeldungen liegen nicht mehr vor. Jch schließe | 
daher die Sitzung: | 


Schluss der Sitzung 12 Uhr 30 Minuten. | 


-0-0-0- 
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